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Das Abonnement 


auf dies mit Ausnahme der 

Sonntage täglich erſcheinende 

Blatt beträgt vierteljährlich 5 
für die Stadt Poſen 1½ Thlr., ö 
für ganz Preußen 1 Thlr. 

21%, Sgr. 
Beſtellungen N 
nehmen alle Poſtanſtalten des 
In. und Auslandes an. 


Freitag den 20. November 1863. 
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Zeitung. 


272. 


Inſerate 
(1½ Sgr. für die fünfgeſpal⸗ 
tene Zeile oder deren Raum, 
Reklamen verhältnißmäßig 
höher) ſind an die Expedi⸗ 
tion zu richten und werden 
für die an demſelben Tage er⸗ 
ſcheinende Nummer nur bis 
10 Uhr Vormittags an⸗ 
genommen. 


Amtliches. 


Berlin, 20. November. Se. Mgjeſtät der König baben Allergnädigſt 
Krubt : Dem Kammerpräſidenten Heinrich Wolfgang 18 eſtnagel zu 
tier den Rothen Adierorden dritter Klaſſe mit der Schleife, dem Lieute⸗ 
nant a. D. und Kämmerei⸗Kaſſenrendanten Bormann zu Oſterwieck im 
Kreiſe Halberſtadt den Rothen Adlerorden vierter Klaſſe und dem Hegemei⸗ 
ſter Semper zu Letzlingen im Kreiſe Gardelegen das Allgemeine Ehren: 
feichen; jo wie dent Hofſtaatsſekretär Sr. Königl. Hoheit des Prinzen Al⸗ 
recht von Preußen, Hofrath Ströͤhmer, den Charakter als Geheimer 
Hofrath zu verleihen. ; k : 
Der Staatsanwalt Steinbach in Perleberg iſt vom 1. Januar k. J. 
ab zum Rechtsanwalt bei dem Stadt⸗ und Kreisgericht in Magdeburg und 
ugleich zum Notar im Departement des Appellationsgerichts daſelbſt, mit 
nweiſung feines Wohnfitzes in Magdeburg und mit der Verpflichtung er⸗ 
nannt worden, ftatt ſeines bisherigen Titels „Staatsanwalt“ fortan den 


Titel „Juſtiz⸗Rath, zu führen. a 
Der biöberige Privatdocent Dr. H. Schwanert in Greifswald iſt 


fun außerordentlichen Profeſſor in der philojopbiichen Fakultat der Königl. 
niverſität daſelbſt ernannt worden. 
— 2 — 


Deutſchland. 


Preußen. 2 Berlin, 19. November. [Die Schleswig⸗ 
e Frage; Kriegsausſichten.!] Durch die beſtimmte 
uſpruchserhebung des Herzogs von Auguſtenburg auf die Erbfolge in 
Schleswig- Holſtein iſt die Situation der Herzogthümer jedenfalls weſent⸗ 
lich getlärt worden, die der Sache derſelben, namentlich 1848, jo nach⸗ 
heilige Eiferſucht der ſuddeutſchen wie der auswärtigen Staaten, daß 
Preußen ſich ihrer ſchließlich bemächtigen möchte, kann danach unmöglich 
mehr Platz greifen. Die Verwirrung in dieſer Angelegenheit kann übri⸗ 
gens ſchon jetzt aum größer ſein. Die Bundesexekution um Holſtein und 
Lauenburg allein hat offenbar jetzt, wo plötzlich die ganze ſchleswig⸗hol⸗ 
ſteinſche Frage wieder in den Vordergrund getreten iſt, jo gut wie keinen 
Sinn mehr, und doch laſſen die Schritte des neuen däniſchen Monarchen in 
Anerkennung der Politik feines Vorgängers für die Ausführung des 
ollzugs derſelben kaum ein Ausweichen mehr zu. Ein Eintreten für 
Herzog von Auguſtenburg Seitens des Bundes ift aber der Krieg, 
und zwar ein Krieg deſſen Tragweite und Verwicklungen ſich bei der 
Deutſchland feindseligen Haltung Englands, Schwedens und mehr oder 
minder aller anderen größeren europälſchen Staaten, noch gar nicht ab» 
ſehen laſſen. Noch mehr indeß durch das Hervortreten des erwähnten 
098 mit jeinen. Aupruchen find die Sympa 
gitimitätsfrage umge tet worden, und das Bedenken kann nicht ſo 
leicht zur Seite gedrängt werden, ob es ſich bloß, um die Erbfolge 
des Hauſes Holſtein⸗Auguſtenburg in ihr Recht einzuſetzen und zu 
den dreiunddreißig oder vierunddreißig deutſchen Königreichen, Her⸗ 
zog⸗ und Fürſtenthümern noch ein neues hinzuzufügen, auch lohnen 
möchte, vielleicht in einen Kampf gegen halb Europa einzutreten. Eine 
näher liegende Frage bleibt indeß, wie ſich unſere Regierung zu dieſer gleich⸗ 
ſam über Nacht wiederauferſtandenen Frage zu ſtellen gedenkt, und ſcheint 
es, als ob diejelbe dem zeitigen Miniſterium keineswegs ungelegen gekom⸗ 
men wäre. Thatſache iſt wenigſtens, daß von demſelben die Vorbereitun⸗ 
gen zu einem kriegeriſchen Auftreten in den Herzogthümern aufs Eifrigſte 
gefördert werden und ſind namentlich für die Marine die gemeſſenſten 
Befehle hierfür ertheilt worden. Es gelten die bisher verfügten Maßre⸗ 
geln zwar factiſch vorläufig nur der beabſichtigten Bundesexekution, allein 
es läßt ſich unmöglich verkennen, daß ein energiſch und glücklich geführter 
rieg die obwaltenden Zerwürfniſſe und Schwierigkeiten noch am eheſten 
eben könnte, und wenn das nicht, würde der Eintritt in eine ſolche doch 
nach dem Beiſpiele des Königs Viktor Emanuel von 1859 die Gelegenheit 
zu einer Art königlicher Diktatur faſt von ſelber bieten. Wenn anfänglich 
nur 12,000 Mann zur Reſerve für das eigentliche Bundesexekutionskorps 
eſtimmt waren, jo ſollen für ein aktives Vorgehen jetzt zwiſchen 30 und 
0,000 Mann in Bereitſchaft geſetzt werden. Nach einem früheren Ver⸗ 
prechen würden hieran auch die 1848 nicht zur Verwendung gelangten 
teren Garde⸗Jufanterie⸗Regimenter participiven. Was die Rüſtungen 
zur See betrifft, ſo werden die getroffenen Vorkehrungen als ausreichend 
bezeichnet, um bis zum nächſten Frühjahr noch zwei der im Bau begrif⸗ 
enen Korvetten in Dienſt ſtellen zu können. Die Abſicht Oeſtreichs, 
für den Fall der Bundesexekution zum Schutz der deutſchen Küſten einen 
cheil feiner Flotte nach der Nord⸗ und Oſtſee zu entſenden, dürfte auf 
dieſes eilige Rüſtungswerk ſicher nicht ohne Einfluß geblieben ſein. Oeſt⸗ 
deichiſcherſeits befinden ſich nach den neueſten Nachrichten von dort die 
beer beſtimmten Fahrzeuge im Hafen von Pola in voller Ausrüſtung 
eiddiffen und ſind die Erſatzmannſchaften für deren Bemannung bereits 
ungezogen worden. Die Frage an ſich dürfte jedenfalls eins der Haupt⸗ 
fekte für die von Napoleon in Ausſicht genommenen europäischen Kon⸗ 
ferenzen bieten, wenn dieſe letzteren ſelbſt noch zu Stande kommen ſollten. 
art * — Se. Majeſtät der König nahm heute den Vortrag des 
0 iegs⸗ und Marine⸗Miniſters, General-Lientenants v. Roon, und des 
eneral⸗Adjutanten, General-Lieutenants Freiherrn v. Manteuffel ent⸗ 
0 N, und empfing den General⸗Adjutanten, General der Kavallerie 
z örafen v. d. Groeben und den General⸗Direktor der Königl. Muſeen 
fi v. Olfers. — Zu dem heute bei Sr. Majeſtät ftattfindenden Diner 
bu eingeladen worden: die Fürſten Wilhelm und Boguslaw Radzuvill, 
Siährin den Anton, Ferdinand und Karl Radziwill, Graf Chotet, Graf 
Gr fried, Graf Kraſſow, Graf Kielmannsegge, der General Graf v. d. 
b (tin den, die General⸗Lieutenants Freiherr v. Manteuffel, v. Falcken⸗ 
Kon v. d. Goltz, v. Aldensleben II. und Andere. — Ihre Majeftät die 
nigin Auguſta verläßt heute Koblenz und begiebt ſich mit dem 
Anm zu einem mehrtägigem Beſuche nach Karlsruhe. Während der 
8 Aurea der hohen Frau daſelbſt werden auch die kronprinzlichen 
treff 


aften auf der Rückreiſe vom Schloſſe Windſor nach Berlin dort 
en. 


beei Die Erklärung des Miniſters des Innern über die Wahl⸗ 
einfluſſungen durch Bezirtsregierungen, Landrüthe und Un⸗ 


athien des deutschen 


terbeamte wird beſonders in Beamtenkreiſen lebhaft erörtert. Um ſie in 


die weiteſten Kreiſe zu bringen, veranſtaltet ein hieſiger Buchdrucker einen 


beſonderen Abdruck der Verhandlungen vom Freitag, der in Maſſen be⸗ 
zogen zu einem Thaler die hundert Stück berechnet wird. 

Wie die „BH.“ vernimmt, beruht die vom Miniſter des 
Junern in dem Abgeordnetenhauſe gegebene Erklärung: daß kein unmit⸗ 
telbarer oder mittelbarer Beamter wegen der Art, wie er jein Wahlrecht 
geübt habe, zur Verantwortung gezogen werden ſolle, auf einem ausdrück⸗ 
lichen Befehl Sr. Maj. des Königs. 

— Dem „Frankf. Journ.“ zufolge iſt der von Bayern auf der 
Berliner Zollkonferenz geſtellte Antrag auf Aufnahme von Ver ⸗ 
handlungen mit Oeſtreich, reſp. vor den anderen Verhandlungen, mit 
allen gegen die zwei Stimmen Bayerns und Württembergs abgelehnt 
worden. — Die Frankfurter Handelskammer äußert ſich in ihrem 
Gutachten vom 13. d. Mts. über die eben erwähnten Anträge dahin: 
„Bayern und Württemberg wollen mit einer verhängnißvollen Zähigkeit 
an einem Zollſyſteme feſthalten, welches ſich überlebt hat, und erklären 
jedeu Schritt in entgegengeſetzter Richtung für eine Gefahr. In voll⸗ 
kommener Würdigung der hochen Wichtigkeit des Gegenſtandes kann des⸗ 
halb die Handelskammer in der Frage, wie ſich der Bevollmächtigte der 
freien Stadt Frankfurt in Betreff der Anträge von Bayern und Würt⸗ 
temberg zu verhalten habe, ihr Gutachten nur dahin abgeben, daß dieſe 
Anträge entſchieden abzulehnen ſeien.“ 8 

— Die Zolltonferenzen find nach einer fünftägigen Aus⸗ 
ſetzung der Verhandlungen heute wieder aufgenommen. In der heuti⸗ 
gen Konferenz erklärten zunächſt die ſämmtlichen Kommiſſare ſich im 
nunmehrigen Beſitze der erforderlichen Vollmachten und ausreichender 
Inſtruktionen. Demnächſt wurden die Berathungen über den Tarif 
fortgeſetzt. 

— (Zum däniſchen Konflikt.] Die Vorausſetzungen der 
„konſervativen“ Preſſe haben ſich nicht bewährt; der neue König hat ſich 
den Ultradänen in die Arme geworfen; freilich, wie man hört, halb ge- 
zwungen, da die von Hall dirigirte Partei gedroht haben ſoll, ihm, wenn 
er die neue Reichsverfaſſung nicht ſanttionirte, die Civilliſte zu verwei- 
gern. — Aus den Herzogthumern erfährt man, daß die Aufregung dort 
täglich ſteigt. Man beſorgt, daß die däniſche Regierung ſich beeilen 
werde, die Huldigung in den Herzogthümern vorzunehmen. Niemand 
iſt, der die Stände offiziell einberufen kann. Das Einzige, was Hol- 
tein aus einer höchſt bedenklichen Lage retten kann, erklären auch die kon⸗ 


Sat 


rbattioiten 


iterſagung der Huldigung abſeitens des Bundes, bis Bund und Stände 


uber die Erbfolge in den Herzogthümern ſich erklärt haben. — Eine Be⸗ 


kanntmachung des Miniſteriums für die Herzogthümer Holſtein und Lau⸗ 
enburg verfügt das Läuten mit den Kirchenglocken täglich zwei Stunden 
am Vormittage von 10 — 12 Uhr, und zwei Stunden am Nachmittage 
von 4—6 Uhr, fo. wie die Einſtellung aller Kirchenmuſik und jeder öf⸗ 
fentlichen Luſtbarkeit bis zur Beiſetzung der Leiche des Königs, 

— Der in Dresden angenommene Beſchluß des Nationalvereins 
lautet wörtlich: „Die Mitglieder des Nationalvereins erklären: 1) In 
den Herzogthümern Schleswig⸗Holſtein iſt nur der Mannsſtamm kron⸗ 
berechtigt. 2) Jeder Verſuch, die Kronerbfolge in den genannten Her- 
zogthumern zu ändern, iſt eine Verletzung der Rechte und Intereſſen 
Deutſchlands und muß ſofort mit allen Kräften, und nöthigenfalls mit 
Gewalt der Waffen, zurückgeworfen werden. 

— Es geht der „Voſſ. Ztg.“ aus Heidelberg nachſtehende 
„Oeffentliche Erklärung“ zu: 

Die zur Gründung eines deutſchen Proteſtantenvereins in Frankfurt a. 
M. am 30. September d. J. berufene Verſammlung findet ſich durch die 
Thatſache, daß ſeit einer Reihe von Jahren ungefähr 100,000 deutſche Pro⸗ 
teftanten in dem mittleren Herzogthum Schleswig durch obrigkeitliche Gewalt 
in dein freien Gebrauch ihrer deutſchen Mutterſprache in Schulen und Kirche 
gehindert werden, zu fol ender Erflärung bewogen: 1) Sie erkennt darin einen 
unleidlichen Angriff auf die beiligiten Güter nicht bloß Ke ſchleswigſchen 
Brüder, jondern der geſammten deutſchen Nation und Chriſtenbeit, indem 
dadurch der aufrichtige Verkehr der Gemeinde mit Gott gewaltſam unterbro⸗ 
chen und ihre Gemeinſchaft mit dem reichen Schatze deutſcher Geiſteskultur 
zerriſſen wird. 2) Sie betrachtet es als eine Gewiſſenspflicht des deutſchen 
Proteſtantenvereins, den jo ſchwer bedrückten Brüdern ihr chriſtliches Mitge⸗ 
fühl vor Gott und den Menſchen auszuſprechen und das lebhafte Verlangen 
an die deuſchen Fürſten und Völker und an die chriſtlichen Völker Europas 
zu ſtellen, daß dieſer Noth endlich ein Ende gemacht werde. 3) Dieſem Ge⸗ 
genſtande ſoll die fortgeſetzte Aufmerkſamkeit des Proteſtantenvereins zuge⸗ 
wendet werden, bis die volle Freiheit der deutſchen Mutterſprache in Schule 
und Kirche auch im Herzogthum Schleswig wiederhergeſtellt wird. Heidel⸗ 
berg, den 15. November 1863. Im Auftrage des deutſchen Proteſtanten⸗ 
vereins, der Ausſchuß. Dr. Baumgarten. Baurſchmidt. v. Bennigſen. 
Dr. Bluntſchli. Collmann. Dr, Ewald. Fritze. Hoffmann. Dr. F. 
Oetker. Roſenhagen. Dr. Rothe. Dr. Schenkel. Dr. Schwarz. Dr. 
Souchay. Ur. Steitz. Dr. Thudichum. Dr. Zittel. i 

— In Altona leiſtete das Militär am 17. dem neuen König 
den Eid. Es wurden Maueranſchläge gefunden, welche die Bewohner 
der Herzogthümer auffordern, den Prinzen Friedrich als Herzog zu pro⸗ 
klamiren. 

— Einer von Frankfurt aus erlaſſeuen Aufforderung zufolge wol⸗ 
len ſowohl Hannover als Sachſen ihr für die Bundesexetut ion in 
Holſtein beſtimmtes Kontingent von 3000 auf 6000 Maun erhöhen. 

ie Aufforderung it übrigens erlaſſen worden, ehe der Tod des Königs 
von Dänemark bekannt war. rn 

— Ein Beſcheid des Miniſterpräſidenten auf die bekannte Ein⸗ 
gabe des Aelteſtenkollegiums der hieſigen Kaufmannſchaft in Sachen des 
mecklenburgiſchen Tranſitzolles auf der Berlin-Hamburger 
Bahn beſtätigt, daß die diesſeitige Staatsregierung entſchloſſen ſei, die 
Genehmigung des Anſchluſſes der mecklenburgiſchen Bahnen an die Vor⸗ 
pommerſche Bahn von der Aufhebung der erwähnten ausnahmsweiſen 
Belaſtung des Verkehrs der Berlin» Hamburger Bahn abhängig zu 
machen. 5 , 
— Der „Allg. Ztg. wird aus Nom Folgendes geſchrieben: „Seit 
einiger Zeit hält ſich der Probſt der preußiſchen Armee, Peldram, hier 
auf. We man in klerikalen Kreiſen verſichert, gedenkt der Papſt in Ber⸗ 


lin ein Episkopat zu errichten, und der genannte Prälat, der über 
die Verhältniſſe des katholiſchen Berlin wohl unterrichtet iſt, iſt hierher 
berufen worden, um Notizen und Winke zu geben. Uebrigens wird der 
erwähnte Prälat wahrſcheinlich gedachten Biſchofsſitz erhalten.“ 

— Der Abgeordnete Or. Waldeck iſt ſeit Sonntag von der Ge⸗ 
ſichtsroſe, an der er bereits mehrere Male gelitten hat, befallen. Wenn 
ſein Zuſtand auch keine ernſten Bedenken erregt, ſo durfte doch noch 
einige Zeit vergehen, bis Herr Waldeck wieder im Abgeordnetenhauſe er⸗ 
ſcheinen kann. 

— Dem Regierungspräſidenten Kühlwetter in Aachen iſt auf 
telegraphiſchem Wege eine Mittheilung des Haudelsminiſters zugegan⸗ 
gen, wonach die Allerhöchſte Eutſcheidung über den Sitz der polytech⸗ 
10 chen Schule ergangen und zu Gunſten der Stadt Aachen ausge⸗ 
fallen iſt. 

— Ein von mehreren deutſchen Einwohnern in Kulm für den 
Buchdruckerei-Faktor Johann Dyament eingereichtes Gnadengeſuch 
vom 17. Juni c. iſt mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 24. Ottober zu⸗ 
rückgewieſen, darin jedoch befohlen worden, daß nach Ablauf der halben 
Strafzeit Bericht über die Führung des Verurtheilien in der Haft erſtat⸗ 
tet werden fol. Dyament iſt in ſeiner Eigenſchaft als (nommeller) 
Redakteur des „Nadwislanin“ wegen vorbereitender Handlungen zum 
Hochverrath zu zwei Jahren Zuchthaus verurtheilt worden und verbußt 
ſeine Strafe jetzt in Graudenz. 

— Die Diskontoerhöhungen der Banken zu London, Paris 
und Berlin erklärt die „Nordd. Allg. Z.“ wie folgt: „Ohne SZiveifel 
muß, wie der „Economiſt“ unzweifelhaft dargelegt hat, als eine der erſten 
und wichtigſten Urſachen der Geldabfluß betrachtet werden, welcher durch 
den Handel nach dem Orient und die vermehrte Waarenabfuhr dort her⸗ 
beigefuhrt wird. Bekanntlich iſt ſchon ſeit dem Anfang der neueren Zeit 
ein großer Theil der nach Europa kommenden Waaren durch Geldſen⸗ 
dungen ſaldirt worden. Der Krieg in Nordamerita hat jetzt eine weſeut⸗ 
liche Einfuhr von Baumwolle aus Oſtindien veranlaßt, ohne daß unſere 
Waarenausfuhr dahin ſich entſprechend vermehrt hatte. Es muß alſo 
nothwendig ein erhöhter Geldabfluß dahin ſtattfinden. Mit dieſer Haupt⸗ 
urſache der Kriſis verbinden ſich aber noch eine Reihe von Nebenurſachen, 
durch welche die Wirkung jenes Geldabfluſſes weſentlich geſteigert wird. 
Zunächſt muß dahin noch als ganz gleichartig die Unterhaltung der fran⸗ 
zöſiſchen Truppen in Hinteraſien und Mexiko gerechnet werden, wodurch 


Fi noch wirken die zahlreichen Staatsanleihen ein, 
welche theils in der Ausführung begriffen find, theils in der nachſten Zeit 
bevorſtehen. Die italieniſche Regierung hat eine Anleihe kontrahirt, die 
portugieſiſche desgleichen, der öſtreichiſchen hat der Reichstag eine ſolche 
bewilligt, die ſchwediſche will eine machen, wenn fie Banthauſer findet, 
die es an der Börſe realiſiren, und die franzöſiſche wird es nicht verhin⸗ 
dern können, wie ſehr auch der Finanzminiſter Fould ſich bemüht, die 
Einnahmen zu erhöhen. Es werden dazu ſehr bedeutende Baurſummen 
in Anſpruch genommen. Ein fernerweiter Grund liegt gewiß auch in den 
unſicheren politiſchen Zuſtänden, welche viele Privaten veranlaſſen, ihr 
Kapital einzuziehen, theils um es in Sicherheit zu haben, theus um es 
für günſtige Spekulation bereit zu halten. Nimmt man dazu noch un⸗ 
tergeordnete Erſcheinungen, welche auf die Verhältniſſe einzelner Länder 
drücken, ſo erklärt ſich das Steigen des Distontos vollſtändig. Die Be⸗ 
trachtung der Urſachen lehrt aber auch, daß die Kriſis keineswegs raſch 
vorübergehen wird. Ehe der Krieg in Amerika nicht aufhört und dort wieder 
günſtigere Verhältniſſe eintreten, iſt nicht zu erwarlen, daß ſich die Waa⸗ 
renanfuhr nach Europa durch eine Waarenausfuhr von gleichem Betrage 
decken wird. Die Staatsanleihen werden ebenfalls noch einige Zeit die 
Baarvorräthe in Anſpruch nehmen, und die politiſchen Verhältniſſe find 
noch weit entfernt von einer definitwen Ordnung. Wir dürfen daher nur 
einen ſehr allmäligen Verlauf der Erſcheinung erwarten. 

— In Leipzig iſt am 16. d. der dortige Schützenbund auf⸗ 
gelöſt worden, weil, wie dem „Fr. J.“ geſchrieben wird, er ſich, als 
„Schießubungsverein“ bewaffnet, verſammelt und dem nationalen Feſte 
der Volkerſchlacht beim großen Feſtzuge angeſchloſſen hatte, um auf be⸗ 
ſonderes Verlangen des Feſtausſchuſſes bei Grundſteinlegung des Denk⸗ 
mals die Ehrenſalve zu geben. 


Anklam, 18. November. Der Verleger der „Anklamer Ztg.“ 
hat folgende Vorladung erhalten: „In dem auf Grund der §§. 3 
und 4 der Verordnung vom 1. Juni c. (G.⸗S. S. 34%), betreffend 
das Verbot von Zeitungen und Zeitſchriften, eingeleiteten Verfahren auf 
Unterdrückung der von Ihnen verlegten „Anklamer Zeitung“ iſt zur 
mündlichen Verhandlung der Sache ein Termin auf den 25. d. Mets., 
Vormittags 10 Uhr im Plenarſitzungs⸗Zimmer der königl. Regierung 
hierſelbſt vor verſammeltem Kollegium anberaumt. Unter abſchriftlicher 
Zufertigung der Anſchuldigungeſchrift vom 5. d. Mts. werden Sie zu 
dieſem Termine unter dem Bemerken perſönlich eingeladen, daß es Ihnen 


daß aber bei Ihrem Ausbleiben ein Vertheidiger zu Ihrer Vertretung 
nicht wird zugelaſſen, ſondern nach Lage der Akten in contumaciam 


entſchieden werden. Stettin, 9. November 1863. Königl. Regierungs- 


Präſidium. v. Werthern.“ 

Inſterburg, 15. Nov. [Disciplinar-Unterſuchung.] 
Der Ober⸗Staatsanwalt Saro hat ſich veranlaßt gefunden, den Wahl⸗ 
aufruf der Fortſchrittspartei des Tilſit⸗Niederunger Wahltreiſes dem 
Präſidenten des hieſigen Appellationsgerichts amtlich mitzutheilen, wel⸗ 
cher demnächſt unter dem 6. d. M. die einleitenden Schritte gethan, um 
gegen den Kreisrichter Vogt, welcher jenen Wahlaufruf mitunterzeichnet 
hatte, die Disciplinar-Unterſuchung zu eröffnen. 

Magdeburg, 18. November. [Preßprozeß.] Im Oktober 
hatte die „Magdeburgiſche Zeitung“ die bekannte „Rechnungslegung“ des 
Verwaltungsrathes des Nationalfonds gebracht. In dem Abdruck dieſes 
Schriftſtückes erkannte die hieſige Polizei-Anwaltſchaft eine Verletzung der 
Regierungsverfügung vom 6. Dechr. v. J. (Ausſchreibungen von Kollek⸗ 


die Bedürfniſſe der franzöſiſchen Bank an baaren Zahlungemüteln erhöht 4 


zwar frei ſteht, einen Rech sanwalt zu Ihrer Vertheidigung zuzuziehen, 


\ 


ten und Aufforderung zu öffentlichen Sammlungen betreffend). Der Re⸗ 
dakteur Hoppe ſtand in Folge deſſen heute vor dem Polizeirichter, welcher 
ihu zu einer Geldbuße von 3 Thlr. verurtheilte. f 
Spremberg, 17. Novbr. Es iſt ein erfreuliches Zeichen, daß 
unſere Induſtrie ſtetig fortſchreitet und auch iin Auslande immer mehr 
zur Anerkennung gelangt. So wurde jetzt auf der gräflich v. Einſiedel⸗ 
ſchen Eiſengießerei Lauchhammer ein eiſernes Haus, drei Stock hoch, 
vollendet, das der Vicekönig von Egypten daſelbſt beſtellt hatte. 
j Oeſtreich. Wien, 17. November. [Dev däniſche Thron“ 
wechſel.] Die „Wiener Abendpoft“ und die „Generalkorreſpondenz“ 
N erkennen bereits in officiöſen Artikeln den neuen König von Dänemark 
an und verſichern mit Beſtimmtheit, daß dieſer Thronwechſel vorerſt eine 
Siſtirung des Exekutionsbeſchluſſes zur Folge haben werde. Die „Wie⸗ 
ner Abendpoft“ ſchreibt: „Das plötzlich erfolgte Ableben Sr. Maj. des 
Königs Friedrich VII. von Dänemark iſt — unter den gegenwärtigen 
Verhaͤltulſſen — ein Ereiguiß von politiſcher Wichtigkeit. Es darf wohl 
vorausgeſetzt werden, daß dieſer Thronwechſel auch auf die zwiſchen 
Deutſchland und Dänemark beſtehenden Verwicklungen nicht ohne Ein⸗ 
fluß bleiben wird. Iſt allerdings zu erwarten, daß der neue Souverän 
einiger Zeit bedürfen wird, um über alle Verhältniſſe und Intereſſen 
ſeines Reiches einen klaren Ueberblick zu erlangen, ſo darf man doch die 
Hoffnung hegen, König Chriſtian IX., als Gründer einer neuen Dy⸗ 
naſtie, werde Entſchlüſſe faſſen, welche den wahren und dauernden In⸗ 
tereſſen Dänemarks und zugleich dem natürlichen Wunſche, auch ſeinen 
deutſchen Unterthanen gerecht zu werden, entſprechen.“ — Die „G. C.“ 
schreibt; „Der plötzlich erfolgte Tod des Königs von Dänemark, durch 
welches Ereigniß das Thronfolgegeſetz vom 31. Juli 1853 in Wirkſam⸗ 
keit tritt, dürfte wohl eine Siſtirung des Exekutionsbeſchluſſes zur Folge 
haben. Ob der nunmehr auf den däniſchen Thron berufene Prinz 
Chriſtian von Dänemark aus dem Hauſe Schleswig⸗Holſtein⸗Sonder⸗ 
burg⸗Gluͤcksburg in Bezug auf die deutſchen Herzogthümer eine andere 
Politik inguguriven wird, als diejenige war, welche zu dem Konflikte mit 
dem deutſchen Bunde führte, kommt hierbei zunächſt nicht in Frage. 
Entſcheidend für das Verhalten des Bundes wird nur die ſich von ſelbſt 
aufdrängende Erwägung fein, daß ein Thronwechſel unter allen Umſtän⸗ 
den tief eingreift in die inneren Verhältniſſe des betreffenden Staats und 
Mt daß dem neuen Monarchen die nöthige Zeit gelaſſen werden muß, die 
in Zügel der Regierung zu ergreifen und in der Sachlage, welche er vorfin⸗ 
det, ſich zu orientiren., (Könnte wohl ſchon geſchehen fein!) 
Hamburg, 18. Novbr., Nachts. [Telegr.] Wie es heißt, 
wird die nach Kiel zuſammenberufene Verſammlung ſchleswigſcher und 
holſteinſcher Ständemitglieder trotz des Verbots der Regierung dennoch 
ſtattfinden. Dieſelben beabſichtigen eine Deputation an den deutſchen 
Bund abzuſenden und denſelben aufzufordern, ſofortige energiſche Schritte 
0 zu thun, um das öffentliche Eigenthum gegen Unberechtigte zu ſchützen. 
6 Holſtein. Kiel, 17. November. [Die ſchles wig⸗hol⸗ 
Il ſteinſche Angelegenheit.] Den „Hamb. Nachr.“ ſchreibt man 
N von hier: „Die Stimmung iſt in Folge des plötzlichen Todes Königs 
11 Friedrich VII. von Dänemark eine ſehr erregte. Ueberall wird nur da⸗ 
von geſprochen, wie ſich jetzt die Zukunft der erzogthümer geſtalten wird. 
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Vielerorts find bereits kleinere und größere Verſammlungen gehalten oder 
wieetden für die nächſten Tage vorbereitet. Die Erbfolgefrage, welche wir 
Ib bisher zurücktreten ließen, tritt jetzt in den Vordergrund. In juriſtiſchen 
Ih Kreiſen dürfte laum ein Zweifel über die rechtliche Bedeutung des Lon⸗ 
doner Protokolls vom 8. Mai 1852 für die Herzogthümer obwalten. 
100 Wohl haben die Großmächte der Zeit die neue Erbfolge in Dänemart 
0 anerkannt, — aber nicht garantirt, — doch weder hat der deutſche Bund 
N; dieſer Akte zugeſtimmt, noch ift von den Ständen unſeres Landes irgend 
Is eine Anerkennung gegeben worden. Man erwartet daher allgemein, daß 
Ih der Erbprinz von Auguſtenburg, als nächſter erbberechtigter Agnat, jetzt 
N} durch eine Proklamation jein Erbrecht wahren wird. (Iſt bereits geſche⸗ 
hen.) Viele ſind auch der Meinung, der Bund habe auf Grund der 
iR Bundesakte vorerſt bis zur Regelung der Verhältniſſe die Regierung zu 
übernehmen. Daß von Seiten des Landes jetzt Schritte geſchehen werden, 
Ip um die allgemeine Stimmung zu konſtatiren und die Rechte des Landes 

zu wahren, dürfen Sie als beſtimmt annehmen. Ob der neue König 

Chriſtian IX. von Dänemark ſich in einer ſpeziellen Proklamation an 

die Holſteiner wenden wird, iſt fraglich und dürfte erſt von den weiteren 
Ereigniſſen abhängen. — Heute Morgen ward das hieſige „Wochenblatt“ 
konfiszirt, in welchem es heißt, „daß jetzt nach Erlöſchen der königlichen 
655 Linie des oldenburgiſchen Hauſes die verhängnißſchwere Frage der legiti⸗ 
| men Erbfolge an uns herantrete“, und gewünſcht wird, „das Volk möge, 

mit dem Bewußtſein des Rechts, mit Muth und Ausdauer den Ereigniſ⸗ 

ſen entgegengehen.“ 

Großbritannien und Irland. 

London, 17. Novbr. [Tagesnotizen.] Se. Königl. Hoheit 
der Kronprinz von Preußen traf geſtern Nachmittag von Calais aus in 
0 Dover ein und reiſte nach kurzem Aufenthalt von dort aus hierher wei⸗ 
1 ter. — Baron Gros iſt vorgeſtern nach Paris abgereiſt. Sein Nach⸗ 
folger, der Fürſt de la Tour d'Auvergne, wird gegen Ende der Woche 


Tauſendſte Parſerreſald. 


Am 17. November fand im Jagdſchloſſe Grunewald zur Feier der 
tauſendſten Parforcejagd, die der Parforcejagd⸗Verein ſeit dem 8. Februar 
1 1828 abgehalten, eine beſonders zahlreich beſuchte, glänzende und feſtliche 
5 Parforeejagd ſtatt, zu welcher Se. K. H. der Prinz Karl von Preußen, 
1 der erlauchte Prüſes dieſer Parforcejagden, die Einladungen hatte ergehen 
laſſen. Unter den etwa 250 anweſenden Jägern in Roth waren meh⸗ 
rere, welche ſchon ſeit dem Beginn dieſer Jagden, alſo vor 35 Jahren, 
H dieſelben mit geritten hatten, und Se. Maj. der König beehrte die Feier 
mit Allerhöchſt feiner Anweſenheit. Ebenſo die Prinzen Karl, As 
' brecht, Friedrich Karl, Friedrich Albrecht KK. HH., alle im preußiſchen 
N Militärdienſt ſtehenden fremden Fürſtlichkeiten, viele Generale, fait alle 
Regiments⸗Kommandeure der Garde⸗Kavallerie, ſo wie die Offtzierkorps 
! derfelben und alle Edelleute des Teltow, des Havellandes und der Zauche, 
welche ſchon jeit lange Mitglieder des Parforce-Bereins find. Alle Reiter 
in demſelben Anzuge, wie zur Hubertus Jagd, die Pferde mit geflochtenen, 
bändergeſchmückten Mähnen. Das Rendezvous war um 1 Uhr im 
Jagdſchloſſe Grunewald und zu diefer Zeit traf Se. Maj. der König 
mit dem dienſtthuenden Flügeladjudanten v. Rauch, von Berlin kommend, 
| und von den Fanfaren der Piqueure begrüßt, ein, wonach ein dejeuner 
| à ln fourchette, im Freien ſervirt, auf dem Schloßhofe eingenommen 
wurde. Auf dem Rendezvous waren auch JJ. KK. HH. die Prinzeſ⸗ 
ſinen Karl, Friedrich Karl und Alexandrine mit ihren Damen erſchienen 
und folgten dem Zuge, als zu „Holz gezogen“ wurde. 


| 


hier erwartet. — Die „Times“ erklärt die Nachricht von dem Tode des 
Herrn Pritchard, der in dem Streite wegen Tahiti's eine ſo hervorra⸗ 
gende Rolle ſpielte, für grundlos und ſagt, daß bloß ſeine Tochter bei 
dem Schiffbruche des Schooners Aniſta ums Leben gekommen ſei. — 
Ueber Melbourne, 26. Septbr., ſind neuere Nachrichten aus Neu⸗See⸗ 
land eingetroffen. Der Krieg mit den Eingeborenen hatte größere Di⸗ 
menſionen angenommen, und mit Ausnahme der nördlich von der Land⸗ 
enge von Auckland lebenden Volksſtämme, ſowie einiger weniger Häupt⸗ 
linge und ihrer Anhänger im Süden, hatte ſich das ganze Volk gegen die 
Herrſchaft der Engländer erhoben. 

— [Die ſchleswig⸗holſteiniſche Fragel, die jo lange Zeit 
hindurch in England, oft weit mehr als in Deutſchland, als ein drohen⸗ 
der Feuerbrand angeſehen wurde, erſcheint jetzt der engliſchen Preſſe als 
ausgelöſcht. Der Thronwechſel hat den Brand ausgetreten; Deutſch⸗ 
land wird nachgeben; die jo lange wach geweſene Frage wird einſchlafen. 
Das Londoner Protokoll läßt weder den Schleswig⸗Holſteinern noch ganz 
Deutſchland eine andere Wahl. Auch die „Times“ äußert ſich in dieſem 
Sinne. „Wie um Mr. Drouin de Lhuys bei ſeiner Erwiderung zu 
Hülfe zu kommen“, fo ſchreibt fie „eröffnet der Tod des Königs Friedrich 
von Dänemark eine der ernſthafteſten Streitſachen und macht über einen 
der dornigſten Punkte, mit denen die Staatsmänner ſich je befaßt haben, 
eine Entſcheidung nöthig. Jetzt wahrſcheinlich iſt die endloſe ſchleswig⸗ 
holſteiniſche Frage auf dem Punkte, ihre Löſung zu erhalten. Die Deut⸗ 
ſchen haben die Gelegenheit, auf die ſie vorgeblich ſo lange gewartet haben. 
Bis jetzt haben ſie einem unbeſtreitbaren Herzog von Holſtein und Schles⸗ 
wig das Recht beſtritten, diefe Provinzen in einer gewiſſen Art und Weiſe 
zu regieren; jetzt ſteht es in ihrer Gewalt, zu ſagen, daß der König von 
Dänemark gar nicht Herzog von Holſtein oder Schleswig ſei, und daß 
die Herzogthümer unbedingt von der Krone getrennt ſeien. Ohne den 
Vertrag vom 8. Mai 1852 würde die von Friedrich V. abſtammende 
Prinzeſſin Chriſtian den däniſchen Thron beſteigen, während die Herzog⸗ 
thümer an den Herzog von Holſtein-Auguſtenburg fallen würden. Die 
Frage iſt nun, ob dieſer Vertrag die Herzogthümer, die Prätendenten auf 
den herzoglichen Thron und den deutſchen Bundestag bindet. Man be⸗ 
hauptet, daß er weder vom Bundestag noch von den Vertretern der Her⸗ 
zogthümer anerkannt worden ſei. Ferner haben Oeſtreich und Preußen 
ihre Beſtimmung nur unter der Bedingung gegeben, daß der Bund und 
die Herzogthümer den Vertrag annehmen; ſie brauchen ihn daher jetzt 
nicht gelten zu laſſen ... Aber, verſichert die „Times“ am Schluß, die 
Frage ſei, was „Europa“ ſagen werde? Und „Europa“ werde ohne 
Zweifel für die Gültigkeit des Londoner Vertrages von 1852 entſcheiden.“ 


Frankreich. 

Paris, 17. Novbr. [Preßverhältniſſe] Geſtern Nach⸗ 
mittag ſind alle Chef⸗Redakteure der Pariſer Journale vor den Miniſter 
des Innern, — 5 Boudet, citirt worden. Herr Boudet erinnerte dies 
ſelben an die Beſtimmungen des Preßgeſetzes, inſofern ſie die Berichte 
über die Verhandlungen des geſetzgebenden Körpers betreffen. Der Mi⸗ 
niſter äußerte, er wolle die Journale keineswegs der Böswilligkeit be⸗ 
ſchuldigen, aber das Geſetz liege vor, und es ſolle ſtreng ausgeführt 
werden. Die Redakteure verſprachen natürlich, nichts zu vernachläſſigen, 
um der Strenge des Geſetzes nicht zu verfallen. Hervorgerufen wurde 
dieſe Maaßregel durch den Herzog von Morny, dem es nicht genug war, 
die „Debats“ öffentlich zu tadeln, ſondern der auch noch die Admini⸗ 
ſtration zu Hülfe rief, um ſich gegen die Journale zu ſchützen! Dieſes 
Auftreten des Herzogs hat hier allgemein mißfallen. Die „Nation“ 
meint, der Herzog von Morny habe davon geſprochen, die Journaliſten, 
die beleidigende Artikel gegen die Kammer veröffentlichen, vor dieſe zu 
citiren. Nach der Anſicht der „Nation“ wäre ein ſolches Verfahren 
jedenfalls der Kammer und der Preſſe würdiger geweſen, als dieſe 
adminiſtratibe Verwarnung. Außer der „Nation“ berührte kein anderes 
Journal die offieiöſe Verwarnung der Chef⸗Redakteure. 

— Der „Moniteur“ fügt der Meldung vom Tode des Königs 
von Dänemark die Bemerkung hinzu, daß „unter Friedrich IV., dem 
Vorgänger Chriſtian's VIII., Dänemark der treue Bundesgenoſſe Franl⸗ 
reichs blieb“. 

— Die „Nation“ will aus ſehr guter Quelle erfahren haben, man 
habe auch den Fall vorgeſehen, daß einige Souveraine der an ſie ergan⸗ 
genen Einladung zum Kongreß nicht nachkämen. „Der Kaiſer 
würde ſich über dieſe Ablehnung hiuwegſetzen und doch einen Kongreß mit 
den Souverainen abhalten, die zu demſelben zu erſcheinen geſonnen wären. 
Da aber alsdann die gefaßten Beſchlüſſe nicht die Kraft und das Anſehen 
beſitzen würden, wie im Falle einer Betheiligung aller Mächte, ſo würden 
ſie einfach den Charakter einer Kundgebung haben, und man könnte auf 
denſelben die Grundlagen einer Art von Liga (d'une sorte de ligue) 
errichten, welche alle Souveraine, deren Intereſſenten und Principien in 
Uebereinſtimmung mit den von dem Kaiſer der Franzoſen vertretenen ſich 
befänden, in ſich begreifen würde.“ 


Italien. 


Abgeordnetenhaus wieder zuſammen. Die Zahl der Anweſenden 
war nicht bedeutend. Von den Mitgliedern des Kabinets waren der 
Minifter des Auswärtigen, der Unterrichtsminiſter und der Handels⸗ 
miniſter zugegen. Die Herren Laporta und Mieelli kündigten Inter⸗ 


‚ pelfationen über die auswärtige Politik und Herr Ondes über die ſicilia⸗ 


niſchen Zuftände an. Das Haus vertagte die Berathung bis zur Rück⸗ 
kehr ſämmtlicher Minister. — Die Großfürſtin Marie von Ruß⸗ 
land iſt heute hier angekommen. — In Neapel hat heute der König 


eine Muſterung über 12 Legionen der Nationalgarde und über 9 Batail⸗ 


lone derſelben Waffengattung aus der Terra di Lavora abgehalten. Auch 
hat Victor Emanuel eine Amneſtie für politiſche und Preßvergehen, für 
Kontravention gegen die Disciplinargeſetze der Nationalgarde, für Leute, 
die ſich der Militärpflicht zu entziehen verſucht haben ꝛc. erlaſſen. Die 
Amneſtie für politiſche Vergehen erſtreckt ſich der „Italie“ zufolge unter 
Anderm auf die Herren Biſhop und Chriſten. Der König iſt heute 
Abend nach Livorno abgereiſt und wird einige Tage in Toskana zubringen. 
Der Miniſter des Innern hat ſich nach der Baſilicata begeben. 

— Laut einer Depeſche aus Meſſina hat geſtern dort ein Sturm 
große Verheerungen angerichtet. Mehrere Perſonen ſind ums Leben ge⸗ 
kommen und viele Häuſer eingeſtürzt. 


Portugal. 
Liſſabon, 17. November. Die Kongreß⸗Einladung des 
Kaiſers Napoleon iſt geſtern Abend im Miniſterrathe berathen und dem 
Vernehmen nach unter Vorbehalt angenommen worden. 


Der Auſſtand in Polen. 

Warſchau, 17. November. Der amtliche „Dziennik“ enthält 
ein Einfuhrverbot auf Blei, Senſen, Schlacht⸗ und Hackmeſſer. Das 
Verbot iſt am 4. d. M. ertheilt worden. — Ferner bringt der „Dzien⸗ 
nik“ zur Beantwortung der Anfrage einer Zollkammer, daß Jacken, 
Hemden, Unterhofen, Strümpfe u. dgl. in höheren Gattungen zur Ein⸗ 
fuhr nicht verboten ſind, dagegen ſind ſolche Kleidungsſtücke von niederen 
und billigeren Gattungen, die, wie es heißt, der Maſſe zugänglich ſind 
alſo für den Aufſtand verwendet werden können, als Kriegskontrebande 
zu konfisciren. — Weiter theilt der „Dziennik“ mit, daß auf Ermüchti⸗ 
gung des Statthalters die frühere Reſtauration im Hotel de l'Europe, ſo 
wie die dort befindliche Badeanſtalt zum Nutzen des Publikums wieder 
eröffnet werden können. — Endlich leſen wir im „Dziennik“, daß im 
Adelsklub von Charkow ein Toaſt auf Berg ausgebracht wurde mit dem 
Wunſche, daß er feine „glänzend angefangene Wirkſamkeit“ weiter fort 
führen ſolle, und daß hiervon der Graf Berg telegraphiſch benachrichtigt 
wurde. Graf Berg hat hierauf dankend erwidert, daß die Klubiſten 
ſeinen Maaßregeln Theilnahme erweiſen und hofft auf weitere Erfolge 
in der Entdeckung der Rebellen und der Feinde des Vaterlands. — Die 
Polizei hat geſtern angefangen, kaufmänniſche Aushängeſchilder, die 
ſchwarz auf Weiß geſchrieben find, zu verbieten, da dieſelben die hier üb⸗ 
lichen Trauerfarben (ſchwarz und weiß) darſtellen. (Bresl. Z.) 

— Aus dem Lubliniſchen meldet man der „Kronika“: Waligörski 
hat ſich glücklich bis ins Lager Wierzbicki's durchgeſchlagen und von dort 
gelangte er zu Cwiek. Er geht ſehr energiſch zu Werke. Die durch 
einen Konflict zwiſchen Kruk und Sientiewicz und anderen leitenden Per⸗ 
ſonlichkeiten ſehr demoraliſirte Mannſchaft fühlt felbft das Bedürfni 
einer ſtrengeren Disciplin, und man glaubt, daß Waligorski der rechte 
Mann hierzu ſei. Krük hat ſchon wiederholt gegenüber feinen . 
gebenen Schwäche gezeigt. Wierzbickt wurde 13 Tage lang unausgeſetzt 
von den Ruſſen verfolgt. Bei einem Scharmützel am 3. d. M. ſchwebte 
er in Gefahr, wobei einige polniſche Reiter in einem Sumpfe umtamen- 
Darunter ſoll Graf Ludwig Mycielski geweſen ſein. 


Kaliſch, 18. Novbr. [Schiffe in der Stadt; Gefechte 
Die Einwohner unſerer Stadt können ſich von dem geſtern gehabten 
Schrecken bis heute nicht erholen, als auf den Straßen der Ruf laut 
wurde: „man ſchießt.“ In der That war es auch jo. Geſtern Nach- 
mittag in der Dunkelſtunde begegnete ein ruſſ. Offizier einem hieſigen 
Einwohner, welcher nicht im Defige einer Laterne war; er befahl der eben 
herbeikommenden Patroullle die Verhaftung derſelben vorzunehmen Letz⸗ 
terem gelang es jedoch, durch Flucht zu entkommen; er lief in das auf 
dem Ringe gelegene Wohnhaus des Kaufmanns R. S. Der Offizier 
hatte nichts Eiligeres zu thun, als demſelben zwei Schüſſe nachzufeuern, 
welche ihren Zweck verfehlten, fo daß kein Menſchenleben zu beklagen iſt. 
Alles flüchtete ſich in die Häuſer, und es vergingen kaum fünf Minuten, 
ſo wurde keine menſchliche Seele mehr auf den Straßen geſehen. Der 
Offizier, welchem im günſtigen Falle, wegen dieſes Vorgehens eine Ver“ 
warnung zu Theil werden könnte, oder vielleicht zwei Tage Arreſt, ſuchte 
ſich in jo fern vor der Hand aus der Schlinge zu ziehen, daß er den Haus“ 
beſitzer Kaufmann R. S., zu dem ſich der Verfolgte flüchtete, bel dem 
Gouverneur denuncirte, daß aus dem Haufe ſelbſt geſchoſſen worden jel- 
In Folge dieſer Deuunciation wurde natürlich eine Hausſuchung vorge“ 
nommen, welche bis nach Mitternacht währte, ohne daß irgend etwa 
Verdächtiges vorgefunden wurde. Trotzdem ſollte das Haus confiscirt 


Turin, 17. November. Nach längeren Ferien trat heute das | und zu einer Kaſerne umgewandelt werden, jedoch durch Augenzeugen, welche 


ſammelt waren, und die aus Berlin anweſenden Schutzleute, ſo wie die 
Polizei des Kreiſes, die Ordnung mit Strenge aufrecht erhielt, jo war 
der Zug zu Holze, wie das Herauslaſſen des Keilers aus der Saubucht 
und das Anlegen der Meute nicht jo geſtört von Zudringlichkeit und 
Neugier, wie bei der St. Hubertusjagd. Das ſchönſte Herbſtwetter be- 
günſtigte übrigens die Jagd in einer für dieſe Jahreszeit ungewöhnlichen 
Weiſe. Nachdem der Keiler — ein Hauptſchwein — herausgelaſſen 
worden war, erfolgte das Vorbrechen der Fährte und das Anlegen der 
dreißig Koppeln ſtarken Meute in jagdgerechter Weiſe, und der Lauf be⸗ 
gann zahlreicher und glänzender wie je zuvor. Das Schwein nahm ſeine 
Richtung nach dem Ufer der Havel, Cladow gegenüber, ging dort durch 
den ſchmalen Arm des Fluſſes auf den Sandwerder über, jenſeit des 
Werders aber in die Havel, wo es im Schilfe verſank und, wahrſcheinlich 
von den Hunden gedeckt, verendete, ohne daß die Reiter zum Halali her⸗ 
ankommen konnten. 

Die Jagd hatte jo lange gedauert, daß die Dunkelheit ſchon herein- 
gebrochen war, als die letzten Jäger zum Jagoſchloſſe zurückkehrten, dies⸗ 
mal freilich ohne den, ſonſt den Hut der glücklichen Jäger zierenden grü⸗ 
nen Bruch. Das Jagddiner, in allen Räumen und Stockwerken des 
alten Schloſſes, begann um 5 Uhr, und bei demſelben brachte Se. k. H. 
Prinz Karl, für alle anweſenden Jäger, das Hoch auf Se. Maj. den 
König aus, welches von den aus allen Tafelzimmern des Schloſſes her⸗ 
beigeeilten Jägern mit dreimaligem Hurrah und dann dem nicht enden⸗ 
wollenden jagdgerechte Hurrido! getruͤnken wurde. Se. Maj der König 
geruhte darauf das Wohl des Präſes dieſer Jagden, Seines Durchl. 


Da nicht jo viel Zuſchauer, als bei der letzten Hubertusjagd ver» | Bruders, des Prinzen Karl k. H., auszubringen, und verehrte Höchſt⸗ 
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demſelben als Andenken an dieje ſeltene Feier einen in Bronze meiſterhaft 
gegoſſenen Keiler, welcher ſofort vor dem Prinzen auf die königl. Tafel 
geſtellt wurde. Nun folgte die Verleſung des Protokolls der letzten Hu⸗ 
bertus⸗Jagd, welches durch humoriſtiſche Schilderung des ganzen Ver 
laufes derſelben die allgemeinſte Heiterkeit erregte. Nachdem eine ruht‘ 
gere Stimmung eingetreten war, überreichte der Prinz Albrecht k. H. ſel⸗ 
nem Durchl. Bruder, dem Prinzen Karl, ein ungemein gelungen 
geführtes Kunſtwert in Silber, ein von Hunden gedecktes Wildschwein, 
als ein Zeichen der Dankbarkeit und Verehrung aller Reiter der Par 
force-Jagden — „für den beſten Jäger und kühnſten Reiter, der 
als ein ein hohes Vorbild vorleuchte“. Der Prinz wies darauf hin, w 
dieſe Pflege tüchtiger wagender Reiterei und ritterliche Uebung nur der 
Ausdauer und ſteten Förderung des Prinzen Karl k. H. zu danlen ſei⸗ 
Aus einem bei dieſer Gelegenheit zuſammengeſtellten Verzeichn 
ergab ſich, daß bei dieſen 1000 Parforcejagden 929 Mal Halali gema 
worden ſei, und daß darunter König Friedrich Wilhelm 1V. 19 Mal, 
des jetzt regierenden Königs Majeſtät 48 Mal, Prinz Carl 255 Ma 0 
Prinz Friedrich Carl 25 Mal, Prinz Albrecht 46 Mal, Prinz Friedri 
Albert 21 Mal und Prinz Adalbert 22 Mal abgefangen. Unter denen, 
welche über 5 Mal ausgehoben, ſteht wieder Prinz Carl mit 57 Mal 
oben an, dann aber zunächſt mit 35 Mal Oberſtlieutenant v. Kerſſen 
broigk, Kommandeur des Garde-Huſarenregiments. Nach den 900% 
Revieren ſind: 325 Jagden im Stern, 273 im Grunewald, 181 ) 
Kohlhaſenbrück, 126 bei Kunendorf u. ſ. w. abgehalten worden. (RBB 


——— hl 


ih maſſenhaft freiwillig stalten, gelang es, den Offizier als Thäter ſelbſt 


5 hren zu können. — In unſerer Wopwodſchaft kam es diefer Tage 
r bei Warta und Blaszke zu ernſten Gefechten zwiſchen Ruſſen und 
Leun Letztere, der großen Uebermacht nicht gewachſen, zogen ſich mit 
luſten an Todten und Verwundeten zurück. Ruſſiſcherſeits ſind auch 
Mehrere gefallen und verwundet; man brachte vorgeſtern mehrere Wagen 
mit Verwundeten hierher. (Bresl. Z.) 
0 Kattowitz, 18. Nov. Der Chef des Hauſes S. Kuznitzly und 
mp. in Myslowitz, Hr. Simon Kuznitzky, preußiſcher Unter⸗ 
chan, Rathsherr in Myslowitz, iſt geſtern Mittag in Sosnowice 
don den ruſſiſchen Behörden verhaftet und heute Morgen mit 
dem Perſonenzuge der Warſchauer Bahn abgeführt worden, ver⸗ 
muthlich nach Warſchau. Der Grund zu dieſer Verhaftung iſt bis 
Kt unbekannt. (Brel. 3) i 
G Von der polniſchen Grenze, 19. Novbr. Reiſende, die 
ben aus Polen kommen, erzählen, daß bei der Stadt Dobra an der 
e, im Kaliſcher Gouvernement, ein heftiges Gefecht zwiſchen den 
Ruſſen und Polen am 14. d. ſtattgefunden hat. Dieſe Reiſenden muß⸗ 
gerade unmittelbar bei dem Kampfplatz vorüberfahren und ſahen den⸗ 
faben weithin mit Todten und Verwundeten bedeckt, welche letzteren auf 
e Wagen geladen wurden und deren verſtümmelte Körper (den meiſten 
waren die Arme oder Beine weggeſchoſſen, ein Beweis, daß die Kanonen 
lurchtbar thätig geweſen waren) einen entſetzlichen Anblick darboten. Die 
leiſenden, die gern Näheres über das eben ſtattgehabte Gefecht erfahren 
hätten, wagten indeß aus Furcht keine Frage an die die Verwundeten 
dufladenden Ruſſen zu thun, weil fie ſich nicht dem Verdacht ausſetzen 
ten, irgendwie als Parteigänger der Inſurgenten angeſehen zu wer⸗ 
den, Sie lonnten alſo nur berichten, was fie aus eigener Auſchauung 
ſehen Hatten und das war, daß die Ruſſen den Kampfplatz behauptet 
U haben ſchienen. b dn c 
Die Furcht vor den Ruſſen oder vor der ſtets im Finſtern ſchlei⸗ 
hend u auflauernden Rache der geheimen Nationalregierung iſt es, welche 
die Einwohner Polens ſo ſehr einſchüchtert, daß ſie es nur jelten wagen, 
r politiſche Angelegenheiten ihres Landes zu ſprechen, weil ſie ſelbſt 
hoch auf preußiſchem Boden Verrath und Rache befürchten. Daher 
lommt es, daß man ſo ſelten beſtimmte Mittheilungen über ein Gefecht 
oder über die verschiedenen Truppenbewegungen in den nächſten Kreiſen 


erfährt. — Aus Nachrichten aus Krakau geht hervor, daß ſeit dem 7. d. 


en Korps Kavallerie von einer Stärke von 800 Mann in dem Gouver⸗ 
gement von Kaliſch ſich gezeigt hat und daß dieſe neue Inſurgeatenabthei⸗ 
von einem gewiſſen Budziſzewski kommandirt wird, der als fran⸗ 
zöſiſcher Offizier in Mexiko gedient und ſich vor Puebla ausgezeichnet 
u ſoll. Ob es nun dieſe Abtheilung war, die bei Dobra mit den 
Ruſſen einen Kampf gehabt hat, werden die in den nächſten Tagen noch 
dugehenden Nachrichten wohl feſtſtellen. — Die ruſſiſchen Journale 
ntlichen einen Ukas, worin die Bildung zweier neuer Infanterie⸗ 
Regimenter, welches jedes aus drei Bataillonen beſtehen ſoll, anbefohlen 
wird. Dieſe Regimenter ſollen dem 3. Armeekorps als Reſerven dienen. 
Krakau, 17. Novbr. Die hieſigen Zuſtände nehmen eine im⸗ 

mer drohendere Geſtalt an. Zur Charakteriſirung derſelben genügt die 
vol 9 perbürgte Thatſache, daß hier im Laufe des vorigen Monats 39 
izeiliche Reviſionen und 935 politiſche Verhaftungen vorgenommen 
worden find. Mehr Reviſionen und politiſche Verhaftungen haben in 
der Zei 915 kaum in Warſchau ſtattgefunden. Das Krakauer 
Gebiet und gauz Galizien ſind mit einem Netze geheimer revolutionärer 
Behörden bedeckt, die von der polniſchen revolutionären Centralbehörde 
unbedingt abhängig find und ſich den Gehorſam der polniſchen Bevölke⸗ 
rung, wo er nicht freiwillig geleiftet wird, durch Androhung von Achtung 
und Mord zu erzwingen wiſſen. Freilich iſt die Thätigkeit dieſer geheimen 
orden gegenwärtig hauptſächlich auf Erhebung von Steuern und Ans 
ung und Ausrüſtung von Zuzüglerſchaaren zur Unterſtützung des 
ſtandes gegen Rußland gerichtet; aber es unterliegt nicht dem gering⸗ 
ſten Zweifel, daß die vortrefflich konſtruirte Maſchine der Nationalorga⸗ 
Nation ſofort ihre vernichtende Bewegung gegen Oeſtreich beginnen 
wurde, ſobald daſſelbe ſich weigerte, an einer etwaigen betreffenden Inter⸗ 
tion Frankreichs zu Gunſten Polens ſich zu betheiligen, oder ſobald 

8 durch Unruhen in Ungarn oder Venetien in Anſpruch genommen 
würde. Wie man hört, hat der Chef der Civil⸗ und Militärvenvaltung 
in Galizien ſich entſchieden für die Nothwendigkeit des Belagerungszu⸗ 
Standes ausgeſprochen, der zunächſt durch Verſtärkung der Militärbe⸗ 
ung vorbereitet und ſodann nach Schließung des Wiener Reichsrathes 
lich verhängt werden ſoll. Mehrere Regimenter in Ungarn haben 
bereits Marſchordre nach Galizen erhalten. Die hieſige Garniſon ſoll 
urch ein Regiment Infanterie verſtärkt werden, das hier ſchon in künf⸗ 
Woche einrücken ſoll. Auch ſind die Staatsanwalte von ihrer vor⸗ 
Bieten Behörde angewieſen worden, gegen diejenigen Perſonen, welche 
ſich für den Aufſtand in Polen haben anwerben luſſen, mindeſtens eine 
dierwöchentliche Gefängnißſtrafe zu beantragen und in den Fällen, wo 
Untergerichte auf eine geringere Strafe erkennen, die Appellation ein» 
legen. Bisher wurden die Zuzügler nur zu 5—14 Tagen Gefüngniß 
berurtheilt. Nach Schließung des Reichsrathes treten in den öſtreichiſchen 
ändern bekanntlich die Provinziallandtage zuſammen. Bei der ger 
ärtigen politiſchen Aufregung muß der öſtreichiſchen Regierung na⸗ 

lich Alles daran liegen, daß der galiziſche Landtag ſich nicht verſam⸗ 
Melt. Dies kann ſie auf geſetzlichem Wege nur durch Verhängung des 
agerungszuſtandes erreichen. Ein Grund mehr, dieſe Maaßregel zur 
Ausführung zu bringen. (Bromb. Z.) 


Vom Landtage. 5 


Herrenhaus. 

ban Berlin, 19. November. Die beutige vierte Sit ung des Herren 
auſes wird von dem Präſidenten Grafen zu Stolberg um 12 Uhr 
Met. Die Tribünen find nur ſehr mäßig gefüllt. Am Miniſtertiſch: 
An Mifterpröfident v. Bismarck. Es wird zunächſt mitgetheilt, daß vom Fi⸗ 
unzminiſter ein Schreiben eingegangen ſei, worin dem Herrenhauſe angezeigt 
ſaird. daß dem „anderen Haufe” die Staatsbhaushaltsetats pro 1863 und 1864, 
lewie eine Ueberſicht der Staatsausgaben und Einnahmen pro 1862 vorge⸗ 
eat ſei. Es wird hierauf in die Adreßdebatten eingetreten. Nach einigen 
ue eutenden Bemerkungen des Herrn v. Meding ergreift das Wort Herr 
Plös als Antragſteller. Es webe, bemerkt der Redner, aus der Thron⸗ 
dede ein friſcher Hauch dem Lande entgegen, und ausdrücklich werde an den 
Watrionsmus des Landes appellirt; das fordere eine Erwiderung des Her⸗ 
blubauſes, auf welches alle preußiſchen Patrioten als ihre wahrſte Vertretung 
lickten. Es ſei eine Aera der Phrafen glücklich überwunden, jetzt ſei eine 
* era der Thaten“ angebrochen. Redner erinnert an die Zeiten des großen 
urfürſten und des zweiten Friedrich, welche gleichfalls reich an Thaten 
en Neben dem Degen Friedrichs des Großen hänge deſſen Krückſtock, und 
ch ſer Krückſtock möchte heutzutage ſehr paſſende Anwendung finden bei ſol⸗ 
— Reden, wie fie bier im Kolloſſeum gehalten worden. Solche Reden, 
d die Interpretationen der Profeſſoren und der Kreisrichter würden nicht 
ach Staat ruiniren können, auch nicht „der Löwe am Dönbofs⸗ 
ate“, welcher eigentlich weniger ein Löwe als eine Katze ſei, nicht Feuer, 
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ſondern Spreewaſſer ſpeie, und um deſſen Tatzen die Kinder ſpielten. Noth⸗ 
wendig ſei es aber, daß allen gegneriſchen Aeußerungen und Manipulatio⸗ 
es * die Treuen ſich ausſprechen, und deshalb empfehle er die 

teile. g 
„Graf Bninski wendet ſich gegen den Paſſus der Adreſſe, welcher den 
Aufſtand in Polen betrifft, und führt aus, daß der Aufitand immer auf das 
Königreich Polen ſich beſchränkt habe, daß man niemals den Verſuch ge⸗ 
macht, die Inſurrektion auf preußtiche Landestheile auszudehnen; er beklage 
es, daß man die Polen gehindert habe, ihre Landsleute in dem gerechten 


Kampfe gegen Rußland zu unterſtützen, durch Abſendung von Waffen ıc, 


Endlich beſtreitet Redner dem Hauſe das Recht, im Namen der Provinz Po⸗ 
ſen zu reden, in welcher 1,200,000 Polen (2) wohnten, welche dieſer Aeußerung 
des Hauſes nicht zuſtimmten. , 1 

Minifterpräftdent v. Bismarck: Es ſei wohl kaum glaublich, daß nur 
aus „nachbarlicher Gefälligkeit“ in Poſen ſo große Anſtrengungen zur Un⸗ 
terſtützung des Aufſtandes gemacht ſeien: die Wiederberſtellung Polens in 
den alten Grenzen ſei das wirkliche Ziel. Beweiſe hierfür lägen in den Un⸗ 
terſuchungsakten gegen die des Hochverraths Bezüchtigten, deren Vorlegung 
zur Zeit nicht thunlich ſei. Ein ſelbſtſtändiges Polen ohne Poſen würde 
übrigens auch eine fortwährende ganz für Preußen fein. — Waldaw⸗ 
Steinhöfel plaidirt mit großer Heftigkeit gegen den polniſchen Aufftand, 
welcher von einer Bande von Meuchelmördern angezettelt fer und unterbal⸗ 
ten werde. In Poſen wohnten neben den Polen auch 800,000 Deutſche, 
welche ſicher nicht weniger der Berückſichtigung werth ſeien, als die Polen; 
um dieſe Deutſchen habe ſich die Regierung ſicher hochverdient gemacht. 

Der Miniſterpräſident glaubt die Worte des Vorredners dadurch 
vervollſtändigen zu ſollen, daß nicht blos der Dank der Deutſchen in Poſen, 
ſondern auch der unzähliger Polen der Regierung zukomme, welche durch die 
Energie der letzteren vor ähnlichen Schreckenszuſtänden, wie fie jenſeits der 

enze herrſchten, bewahrt ſeien. Nur die höchſten Stände in der Provinz 
Poſen ſumpathiſirten mit der Inſurrektion, die große Mehrzabl verabſcheue 
fie, Gemißbrauchte Autorität habe manche Gemüͤther verwirrt; die Aufbie⸗ 
tung genügender Militärkräfte habe der Regierung es eripart, mit Gewalt 
aufſtändiſchen Verſuchen, welche durch eine ſchwache Haltung ermuthigt fein 
würden, zu begegnen. — Geh. Obertribunalsratb Blö mer iſt gegen die 
Adreſſe, weil dieſelbe nicht geeignet iſt, die Herſtellung des Friedens im Lande 
zu erleichtern, vielmehr als eine ſehr einſeitige Aeußerung nur nachtheilig 
wirken könne. j 
raf Kraſſow jagt: Friede und Einigung mit einer Partei, welche den 
Umſturz wolle, jet wenig wünſchenswerth. Die Exceſſe von 1848 wolle man 
etzt wiederbolen. Mit Energie müſſe dem entgegengetreten werden, denn 
das Volk wolle mit Kraft regiert werden. Es jereine Art gebeime National⸗ 
Regierung etablirt, welche äußerlich hervorgetreten fer in dem Centralwahl⸗ 
komite der Fortſchrittspartei. „Dies habe jo viel Kraft entwickelt, daß es die 
Parole „Wiederwahl! durchgeſetzt, ja hier und da die Wahl von ganz obſcu⸗ 
ren Männern gegen den Willen der Regierung erwirkt habe. Mit größter 
Energie müſſe den Agitationen der Beamten entgegengetreten werden, und 
die Regierung verdiene Dant, daß fie dies gethan habe. Verleumdung ſei es, 
wenn behauptet werde, daß Jemand aus ſeiner Abſtimmung Nachtheile ge⸗ 
habt habe. Indeß e zu überſeben, daß die Regierung exit den Anfang 
gemacht habe, viel Größeres liege ibr zur Herſtellung der Zucht im Lande, 
namentlich unter den Beamten, noch ob. 10 5 ; N 

Freiherr v. Diergardt (gegen die Adreſſe): Eine Verſtändigung ſei 
unumgänglich nothwendig, wenn das Land nicht ſchweren Schaden leiden 
ſolle. Er beklage die gegentheilige Auslaſſung des Vorredners. Von mehre⸗ 
ren, nicht blos von einer Seite, ſei gefehlt. — Graf Rittberg (für die 
Adreſſe): Die große Mehrzahl der Beamten, namentlich der Richter, ver⸗ 
diene nicht die Vorwürfe, welche hier wiederbolt erhoben ſeien. Er faſſe die 
Adreſſe nicht als eine vom Parteiſtandpunkte diktirte auf; der Einwurf Blö⸗ 
mers entbehre der nähern Begründung. Redner wendet ſich dann zu der An⸗ 
gelegenbeit der Elbherzogthümer, und ſpricht die Hoffnung aus, daß die Tren⸗ 
nung derſelben von Dänemark zu Stande lommen werde. Die langen Wir⸗ 
ren fänden auf dieſe Weiſe die allein befriedigende Loſung. (Schluß morgen.) 


Haus der Abgeordneten. 

Berlin, 19. November. In der heutigen Sitzung der Abgeordne⸗ 
tenhauſes brachte der Finanzminiſter die Verordnung wegen Abänderung 
des riſs vom 20. September d. J., welche auf Grund des Art. 63 der 
Verfaſſung erlaſſen iſt, 4 Genehmigung ein. Der Abg. Michaelis be⸗ 
merkte, daß dieſelbe nach Art. 63 ſofort nach Zuſammentritt der Kammern 
hätte vorgelegt werden müſſen, daß ſeit Konſtftuirung des Hauſes aber be 
reits 8 Tage verfloſſen ſeien. Es ſei ſelbſtperſtändlich Aufgabe der mit der 
Berathung betrauten Kommiſſionen, dieſe Frage zu ihrer Nognition zu 
ziehen und nötigenfalls die geeigneten Vorſchläge zu machen, damit aus der 
verſpäteten Einbringung ſich nicht ein Präjudiz für Auslegung des Wortes 
ſofort herausbilde. Die Vorlage geht an die Kommiſſion für Handel und 
Gewerbe und für Finanzen und Zölle. — Der Finanzminiſter bringt ferner 
die Rechnungen über den Staatshaushaltsetat für 1860 und 1861 ein, welche 
an die Budget⸗Kommiſſion gehen. — Der Handelsminiſter bringt 
eine Vorlage über die Verhältniſſe der Aktiengeſellſchaften, welche nicht 
Handelsgeſchafte betreiben, ein. — Endlich gelangt ein Antrag aus der 
polniſchen Fraktion, ee die Aufhebung der über drei polniſche Ahge⸗ 
3 Unterſuchung zur Verleſung; derſelbe geht an die Zuſtiz⸗ 

ommiſſion. 

Am Miniſtertiſche verbleiben beim Eintritt in die Tagesordnung, 
Schlußberathung über die Preßverordnung vom 1. Juni d. J., der 
Juſtizmuniſter, der Finanzminiſter, der Miniſter des Innern, der landwirth⸗ 
ſchaftliche Miniſter und der Regierungs⸗Kommiſſarius, Aſſeſſor Jakobi. 
Abg. Simſon als Referent: Das Urtgheil über die Verordnung iſt überall 
in Europa gefällt, wo man einen Begriff yon wiſſenf chaftlicher Interpreta⸗ 
tion der Geſetze hat. Das Gewicht dieſer Zuſtimmung wird uns auch wohl 
über die eine Abſtimmung hinwegbeben, von welcher der Praſident im Ein⸗ 
gange Mittheilung gemacht hat (der Beſchluß des Herrenhauſes). Referent 
erwähnt hierauf der Petition des Vereins für Wahrung der Preßfreiheit und 
der durch denſelben eingereichten Gutachten der juriſtiſchen Fakultäten von 
Kiel und Göttingen. Das Haus iſt wie das Land dem gedachten Verein für 
die Extrabirung dieſer Gutachten zu Dank verpflichtet. Die Gutachten ſind 
einſtimmig darin, daß der nach Art. 63 erforderliche Nothſtand nicht vor⸗ 
handen geweſen, und daß die Verordnung der Verfaſſung zuwiderlaufe. Der 
Antrag der Referenten ſtützt ſich auf Ark. 63 und Art. 106, welcher letztere 
leider die Koguition über die Verfaſſungsmäßigkeit der Verordnungen den 
Bebörden entzieht. Der Art. 6 iſt aus einer Veſtimmung der oktroyirten 
Verfaſſung in Art. 105 entſtanden, der das Recht zu Verordnungen an die 
Vorausſetzung „in dringenden Fällen“ knüpfte. Dieſe vage Beſtimmung 
galt es einzuſchränken, es iſt den Reviſionskammern nicht gelungen, die bin⸗ 
reichende Begrenzung vorzunehmen, namentlich bin ich nicht mitallen meinen 
Anträgen durchgedrungen, und ich würde weiter gegangen ſein, wenn ich die 
Erfahrung der ſeitdem verfloſſenen 14 Jahre gehabt batte. Vor der Nevi⸗ 
fion find. 18, nach derſelben 5 Oktroyirungen vorgekommeu. In einem Falle 
(Preßgeſetz) iſt die Dringlichkeit nicht erkannt, in allen ein entſprechendes Ge⸗ 

etz zu Stande gekommen. Im vorliegenden Falle waren die Kammern 
allerdings nicht zuſammen, denn wenn ſie am 27. Mai geſchloſſen find, find 
ſie am 1. Juni nicht mehr zuſammen. Aber die wenigen Tage ſtehen in 
merkwürdigem Gegenſatz gegen die „Jahre der Aufregung“, auf die die Ver⸗ 
ordnung ſich ſtützt, die am 1. Juni 0 7 Verordnung ſollte am 1. Juni 
ſchon gelten, obgleich ſie erſt am 3. Juni in der Geſez⸗Sammlung erſchlen. 
In den Tagen vom 28. Mai bis 1. Jnni konnte die Verordnung die Vor⸗ 
ſtadien nicht durchlaufen. Logiſch verſtanden fordert die Verfaſſung daß, Tv 
lauge die Kammern zuſammen waren, ihnen ein Entwurf zur Abhülfe des 
Nothſtandes nicht vorgelegt werden konnte. Das Nichtzuſammenſein der 
Kammern iſt ein Element des Nothſtandes. Wer die Kammern wegſchickt, 
um zu oktrohiren, der ſchafft ſich den Nothſtand. Ebenſo ſeblt es an der 
Vorausſetzung der Verantwortlichkeit des Sefantmtminifterhums inſofern, 
als die Regierung annimmt, daß in Ermangelung des Verantwortlichkeits⸗ 
gefeges fie außer dem König keinem irdiſchen Richter Rede ſtehen müſſe; die⸗ 
ſer Regierung fehlte alſo das Requiſitder Verantwortlichkeit. Ferner fehlt das 
Ste Requiſit, daß die Verordnung der Verfaſſung nicht zuwiderlaufe. Die Ver⸗ 
ordnung läuft dem Art. 27 zuwider. Rednes beruft ſich namentlich auf das 
Göttinger Gutachten, welches ſich auf das Allegat in Art. 119 der Berfaſ⸗ 
ſung bezieht und widerlegt die hiegegen erhobenen Einwände, einmal, als ob 
es auch Geſetze gebe, die ohne Zuſtimmung der Kammern erlaſſen werden, 
ferner, daß das Preßgeſetz doch zugelaſſen ſei, während es ſich damals doch 
auch um die vor der Verfaſſung erlaſſene Verordnung von 1849 gehandelt. 
(Der Kriegsminiſter tritt ein.) Die Artikel 28, 8, 7 und 86 ergeben als evi⸗ 
denten Sinn, daß Preßvergeben nur durch Gerichte, durch den ordentlichen 


und unabhängigen Richter zu beſtrafen. Redner kommt auf das Nequifit des 
Nothſtandes und der Aufgehen der Sicherheit: die Denkſchriſt weiß 
nichts vom erſteren, der Antrag nichts von der zweiten; man hat ſie pro⸗ 
miscue nach Bedürfniß gebraucht. Der Nothſtand, in welchem die Regie⸗ 
rung ſich befand, war der Mangel einer Maſorität in dieſem Hauſe; derſelbe 
wird bald nicht mehr ein ungewöhnlicher ſein. Ein anderer angeführter 
Grund ift, daß die Gerichte nicht ausreichen, um den Ausſchreitungen der 
Preſſe zu begegnen; es müſſe alſo etwas Anderes zur Seite geſtellt werden. 
Wenn das Nothſtand beißen ſolle, To ſei das eine neue Anwendung des „Noth 
keunt kein Gebot“. Die Verwarnungen ſind eine Nachahmung des outrirten 
Imperialismus, ſie wirkten aufregender, als die Artikel der Oppoſitions⸗ 
preſſe, welche fie erſezten. Wenn ſolche Dinge von bochgeſtellten Beamten 
ausgingen, können Sie ſich wundern, daß im Publikum die Frage auftauchte, 
wie dieſe Beamten zu ihrem Verfaſſungseide ſtehen? Ich bin überzeugt, daß 
keiner ſeinen Eid wiſſentlich verlegt hat, aber es liegt nahe zu vermuthen, daß 
der Art. 106 jo ausgelegt wurde, als entbände er auch das Individuum von 
der Prufung, Kann man die Sittlichkeit tiefer untergraben, als wenn man 
die alte ſchlechte Kunſt, zwiſchen den Zeilen zu ſchreiben und zu leſen, wieder 
ins Tageslicht bringt ? Man klagt über die ſchlechte Preſſe; ich ſage, ſchafft 
eine gute Politik, jo habt Ihr eine gute Preſſe. Meiner Ueberzeugung nach 
bat das Verfahren die 1 eee Gewalt von der deutichen Grundlage der 
Juſtizhoheit abgedrängt. Laſſen Sie uns mit den Waffen des Geſetzes ber 
kämpfen, was die Regierung in der Verleitung des Augenblicks wider die 
Heſetze begonnen bat. Laſſen Sie uns zeigen, daß wir die Errungenſchaften, 
die der Abschluß der letzten politiſchen Kämpfe brachte, feſthalten wollen; ein 
neuer Abſchluß äbnlicher Art wird den konſervativen Intexeſſen nicht günſti⸗ 
ger ſein. Von der täglich wachſenden Zahl der Dinge, mit denen die Negie- 
rung nicht regieren zu können meint, iſt der Beſtand der Verfaſſung nicht 
abhangig. Nehmen Sie unſern Antrag in feinem vollen Umfange an! 

Abg. Gneiſt als Korreferent verzichtet auf das Wort. 

Der Regierungskommiſſar Aſſeſſor Jacobi erhält das Wort. Der⸗ 
ſelbe gebt auf die Fakultätsgutachten ein; der Regierung feien die vom Re⸗ 
ferenten erwähnten nicht zugegangen. über das Heidelberger babe ein libera⸗ 
les Blatt bemerkt, es ſei nichts Neues darin enthalten. Danach habe auch er 
nichts weiter zu bemerken. Die Regierung ſtütze ſich auf den Wortlaut der 
Verfaſſung. Ein Artikel der Verfaſſung beſtimme, daß alle Geſetze fortbe⸗ 
ſtehen, bis ſie durch Geſetze abgeändert werden. Folge man der Auslegung 
des Referenten, jo ſei alſo keine Oktroyirung auf dem Gebiete möglich, 
worüber die heſtehenden Geſetze disponiren. Da nach der Verfaſſung Stra⸗ 
fen nur auf Grund des Geſetzes erkannt werden dürfen, jo konnte nach der 
Auslegung des Referenten ein Strafgeſetz nicht oftroyirt werden. Bei Be⸗ 
rathung der Preßverordnungen babe 1851 doch neben der von 1849 auch die 
von 1850 vorgelegen, und dennoch ſei die zweite Kammer darauf eingegangen. 
Später babe der Abg. v. Vincke dieſelde Theorie, wie der Neferent, verſoch⸗ 
la 712 zugleich anerkannt, daß in der Preßgeſetzgebung Oktroyirungen zu⸗ 
äſſig feien, sch . 

Miniſter des Innern: Es ſei geitattet, entweder einen Termin, wo 
ein Gef 0 in Kraft trete, zu benennen, oder dies der Beſtimmung der allge⸗ 
meinen e zu überlaſſen. Sage das Geſetz, es trete mit dem heutigen 
Tage in Kraft, ſo folge nichts, als ein beſchleunigtes Inkrafttreten. Vor 
Schluß der Kammer ſei die Preßverordnung weder berathen noch beſchloſſen 
geweſen. Der Schluß der Kammer ſei der d a n e 
men, da ſie einen ſchleunigen Beſchluß darüber babe fallen müſſen. Sie habe 
ſich dann gejagt, daß, da ſie noch im laufenden Jahre ein neues Abgeordne⸗ 
tenbaus zuſammenrufen üfje, fie bei unveränderter Fortdauer der Aufre⸗ 
gung, wie ſie durch die Verhandlungen der Kammer hervorgerufen worden, 
nicht hoffen könne, ein anders zuſammengeſetztes Haus aus den Wahlen ber⸗ 
vorgeben zu ſehen. Die Verirrung der Öffentlichen Meinung ſei der Noth⸗ 
ſtand geweſen, die Regierung habe alſo eine Mgaßregel ergreifen müſſen, 
welche beruhigend, zum Richtigen leitend wirke. Der Zuſtand der Preſſe jei 
ein abnormer: es gebe jehr wenige ein Princip verfolgende, es gebe ſaſt nur 
Annoncenblätter, denen jede Nachricht recht ſel. Gegen dieſe Anomalie rei⸗ 
chen die Gerichte nicht aus. Es gel nothwendig geweſen, vor den Wahlen 
eine Maaßregel dagegen zu ergreifen. Wir find der Ueberzeugung, daß die 
Majorität des Volkes ſich über kurz oder lang dabin wenden wird, anzuer⸗ 
kennen, daß unſere Maaßregeln die richtigen, die verfaſſungsmäßigen find, 
daß unſere Politik eine gute; bätten wir die Ueberzeugung nicht, ſo würden 
wir unſere Plätze nicht behalten. Sie haben das Recht, die Verordnung ur 


BE en Sie aber den weiteren Beſchluß, daß unſere Handlungsweiſe 


ungerechtfertigt geweſen ſei, ſo werden Sie uns nicht überzeugen. Wirken 
Sie au die hre e, die fie beherrſchen, dahin, daß fie der era zeige, daß 
olche Maaßregeln nicht nöthig ſeien. 


„In einer ſich entſpinnenden kurzen Geſchäftsordnungsdebatte ſtellt Abg. 
Reichenſperger in Ausſicht, daß er für den einen und gegen den andern der 
geſtellten Anträge ſtimmen werde. 


Abg. Wagener (Neu ⸗Stettin) gegen den Antrag des Referenten: 


Redner babe als langjähriges Mitglied der Preſſe die Verordnung genau ge⸗ 
1 er kenne ihre zweiſchneidige Bedeutung. Redner meint, die Vexfaf⸗ 
ungsmäßigkeit der Verordnung könne nicht beſtritten werden. Die Fort⸗ 
daner der Verordnung halte die Regierung ſelbſt nur jo lange fur möglich, 
als kein beſtimmtes Geſetz gegeben iſt. Reduer und feine Freunde würden 
dafür ſtimmen. Die Gutachten der Jurſſtenfakultät ſeien böchit hinfällig, 
bedauerlich ſei, daß die Regierung nicht ein preußiſches Gutachten entgegen 
eſtellt hahe, z. B. ein Elaborat der Kronſyndici (Gelächter). Dafür ent: 
Scheide jetzt der geftrige Beſchluß des Herrenbauſes gegen jene Fakultäten und 
den a ür die Regierung; ſeien doch unter den Opponenten im Her⸗ 
renbauſe keine Juriſten geweſen (Rufe: Blömer, Jähningen, Bernutb!). 
Redner tritt in Bezug auf Gefährdung der 5 Sicherbeit der Auf⸗ 
faſſung des Miniſters des Innern bei, die Preſſe babe Treue, Glauben, 
Sittlichkeit ꝛc. erſchüttert. Der 1 5 ſei nichts heilig als das Verlegerkapi⸗ 
tal, fie diene nur der Spekulatſon. Das ſei ein Ausſpruch von decidirten 
Anhängern der Demokratie. (Ruf: Namen!) Laſſalle. (Minuten langes, 
ſchallendes Gelächter.) Die Fortſchrittspartei ſei in heller Auflöſung be⸗ 
griffen, fie werde bald zerſplittern in eine Partei des paſſiven Widerſtandes, 
in eine Aktionspartei mit dem Munde, und in eine mit einem andern Theile 
des menſchlichen Körpers. Wenn ſich die Majorität für das Syſtem similia 
similibus ourantur entſchieden, fo habe die Regierung das Syſtem der nie⸗ 
derſchlagenden Pulver gewählt. Die Verordnung habe nur zur Evidenz be⸗ 
wieſen, daß der liberalen Preſſe das Verlegerkapital böher ſtehe, als das poli⸗ 
tiſche Princip. Der Redner wendet ſich darauf zu einer Rechtfertigung der 
Verfaſſungsmäßigkeit der Verordnung. Redner bofft, daß die Regierung 
ſich von dem von ihr beſchrittenen Wege trotz des heutigen Votums des Ab⸗ 
e Dann nicht werde abbringen laſſen. Die Preſſe werde immer jo 
rei ſein, als fie es verdient und wer Herr im Lande ſei, müſſe Herr der Preſſe 
(Beifall der Konſerpativen, Ziſchen von allen Seiten.) j 
Abg. Virchow für die Anträge. Hr. Wagener babe kein Vorbild für 
die Mäßigung der Debatte gegeben, wie ſie der Miniſter des Innern ge⸗ 
wünſcht, wohl aber habe er jetzt und vor ſeinem Eintritt in dies Haus Dinge 
geingt, die nicht mit dem Eide auf die Verfaſſung ſtimmten; er erinnere an 
die königliche Diktatur. Solche Leute könne Redner getroſt der neuen Vun⸗ 
desgenoſſenſchaft, wie Laſſalle in Berlin und Konſorten, überlaſſen und es 
ruhig mit anſehen, daß zur Verbreitung von Sittlichkeit und Religioſität 
Leute eitirt werden, wie Laſſalle und die Gelehrten der „Kreuzzeitung“ und 
der „Berliner Revue“. (Beifall.) Die juriſtiſche Widerlegung des Vorred⸗ 
ners jet dem Korreferenten zu überlaſſen. Redner bemängelt die Ueberwa⸗ 
chung der Preſſe durch die dazu acht kompetenten Regierungspräfidenten. 
Hätten diefe ja doch in Folge von Citaten aus Rönne, aus Montesqufen x. 
verwarnt. Die liberale Preſſe verfolge allerdings Erwerbungszwecke, fie 
mühe dies thun, um zu beſteben, fie ſei nicht ſubventionirt und unteritirgt, Nie 
müſſe ſich jelbit erhalten, ihre Mitarbeiter ſeien nicht käuflich (Beifall), wie 
die anderer Zeitungen. Die Gegenpartei möge nicht den Patristismus für 
ſich allein beanſpruchen, auch nicht die Königstreue, die Gegenpartei könne 
ſich nur der von Stahl einſt charakteriſirten Feudaltreue, an welcher der Kon⸗ 
titutionalismus zu Grunde gehen könne, rühmen. Wenn eine Regierung 


ſein. 


ſich nur mit Wahl mandvern ꝛc. beſchäftige, ſo bleibe ihr keine Zeit zu wich⸗ 


tigeren Dingen, dann möge ſie lieber ihre Stelle niederlegen. — Der Mi: 
niſter des Innern beſtreitet dem Vorreduer das Recht, die Kompetenz 
der Verwaltungsbeamten zu bemängeln. 

(Schluß morgen.) 


C. S. — Aus dem Stagtsbaushaltsetat pro 1864 entnehmen wir ferner 
Folgendes: In Folge des Geſetzes vom 17. Juni 1863, betreffend die Abän- 
derung des F. 13 des Geſetzes über die Beſtenerung der Bergwerke vom 12. 
Mai 1851 iſt der mit der Mannsfeld ſchen Gewerkſchaft bisher beſtandene 

a ilber⸗Lieferun svertrag vom 1. Januar 1863 ab außer Kraft getreten, wo⸗ 
durch die Schlagſatzabgabe dieſer Gewerkſchaft von der Ausbeute des Manns⸗ 


feld'ſchen Silbers mit 7398 Thlr. in Wegfall kommt, zugleich aber auch die 
Verpflichtung der Münze aufbört, der Gewerkſchaft das von ihr geförderte 
Silber für den feſten Preis von 29 Thlr. 25 Sgr. pro Pfund anzunehmen, 
während der gewöbnliche Preis 29 Thlr. 21 Sur. beträgt; bisher entnahm 
der Staat der Mannsfelder Gewerkſchaft 13,800 Pfund 1 7 55 


Im Allgemeinen ſtellen ſich die einzelnen Pofitionen wie folgt. Ein⸗ 
nahme. I. Finanzminiſterium: 1) Domainen 5,274,640 Thlr., d. h. 
116,490 Thlr. mehr als 1863. 2) Forſten 8,205,000 Tolr. oder 413,920 
Thlr. mehr als 1863. Von dieſen beiden Kapiteln gehen ab die dem Kron⸗ 

deikomnißfonds zugewieſene Rente von 2,573,099 Tolr., bleiben 10,906,541 

bie, 3) Ablöſung von Domäanengefällen und Verkäufe von Domänen⸗ 
und Forſtgrundſtücken 1,000,000 Thlr., wie 1868.4) Centralverwaltung der 
Domänen und Forſten 1862 Thlr. 5) Direkte Steuern 27,761,255 Thlr., 
d. b. 607,2 5 Thlr. mehr als 1863. 6) Indirekte Steuern 35,875,314 Thlr., 
d. 9. 599,920 Thlr. mehr als 1863. 7) Salzmonovol 9,114,771 Thlr., d. h. 
81,381 Tblr. mehr als 1863. 8) Lotterie 1,334,500 Thlr., d. h. 1200 Thlr. 
mehr als 1863. 9) Seebaudlungs⸗Inſtitut 500,000 Thlr. 10) Preußiſche 
Bant 811,000 Thlr., d. 9. 35,115 Tolr. weniger als 1863. 11) Münze 
127,754 Thlr., d. b. 5560 Thlr. weniger als 1863. 12) Allgemeine Kaſſen⸗ 
verwaltung 718,611 Tolr., d. b. 540,095 Thlr. weniger als 1863. Summa 
= 1. 88,151,608 Thlr., d. b. 1,239,396 Thlr. mehr als 1863. I Mini⸗ 

erium fürpandel, Gewerbe undöffentliche Arbeiten: 13) Bolt-, 
Geſetzzammlungs⸗ und Zeitungsverwaltung 12,133,500 Thlr., d. h. 383,900 
Thlr. mehr als 1863. 14) Telegraphenverwaltung 1,065 000 Thlr., d. h. 
98,300 Tolr. mehr als 1863. 15) Porzellanmanufaktur 149,400 Thlx. 16) 
Geſundheltsgeſchirr- Manufaktur 88,000 Thlr. 17) Verſchiedene Einnah⸗ 
men 135,218 Thlr., d. b. 5460 Thlr. mehr als 1863. 18) Verwaltung für 
Berg⸗, Hütten: und Salinenweſen 12,217,519 Thlr., d. b. 93,784 Thlr. mehr 
als 1863. 19) Verwaltung der Eiſendahnangelegenheiten: Niederſchleſiſch⸗ 
Markiſche Bahn 5,200,000 Thlr., d. h. 550,000 Thlr. mehr als 1868. 20) Ver⸗ 
bindungsbahn in Berlin 79,000 Thlr. oder 9000 Thlr. mehr als 1863. 21) 
Oſtbahn 4,520,000 Thlr. oder 501,400 Thlr. mehr als 1863. 22) Weſtfäli⸗ 
ſche Bahn 1,119,000 Thlr. oder 75,500 Thlr. mehr als 1863. 23) Saar⸗ 
brücker Bahn 1,250,000 Thlr. oder 16,000 Thlr. mebr als 1863. 24) Pri⸗ 
vateiſenbahnen, bei denen der Staat beteiligt iſt, 2,228,124 Thlr. oder 398,034 
Thlr. mehr als 1863. Summa von 19—24: 14.396,124 Thlr. oder 1,549,934 
Thlr. mehr als 1863. Summa 1. 40,184,757 oder 2,131,378 Thlr mehr 
als 1863. III Juſtizminiſterium 10,331,300 Thlr., d. h. 181,000 Thlr. 
mehr als 1863. IV. Miniſterium des Innern 693,639 Thlr., d. h. 
12,223 Thlr mehr als 1863. J. Landwirtbſchaftliches Miniſterium 
996,164 Thlr. d. h. 161,780 Thlr. weniger als 1863. VI. Miniſte rium 
der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medieinal⸗ Angelegenheiten 
103,060 Tölr., d. b. 6717 Tolr. mehr als 1863. VII. Kriegs miniſte⸗ 
rium 565,416 Thlr., d. h. 151,930 Thlr. mehr als 1863. VIII. Marine 
Miniſterium 22,280 Thlr., d. h. 2398 Thlr. mehr als 1863. IX. Mini⸗ 
fterium der auswärtigen Angelegenheiten 11,800 Thlr., d. J. 
540 Thlr. weniger als 1863. Hohenzollernſche Lande 273,714 Thlr., 
d. h. 26,857 Thlr. mehr als 1863. Hauptſumma der Einnahme: 
141,333,738 Thlr., d. h. 3,589,579 Thlr. mehr als 1863. 

Fortdauernde Ausgaben: A Betriebserhebungs- und Verwal⸗ 
tungstoſten und Laſten der einzelnen Einnabmezweige. I. Finanzmini⸗ 
ſteriu m. 1) Domanen 791,130 Thlr., darunter künftig wegfallend 24,406 
Thlr., d. b. 2980 Thlr. im Ganzen weniger als 1863, 2) Forſten: 3,561,600 
Tblr., d. b. 162,050 Thle- mehr als 1863, d k. w. 63,801 Thlr. 3) Sen: 
tralverwaltung der Domänen und Forſten: 78,490 Thlr., d. h. 6300 Thlr. 
mehr als 1863. 4) Direkte Steuern: 1,127,342 Thlr., d. h. 20,177 Thlr. 
mehr als 1863. 5) Indirekte Steuern 4,405,314 Thlr., 3080 Thlr. weniger 
als 1863. 6) Salzmonopol 2,711,800 Thlr., d. b 97,110 Thlr. mehr als 
1863. 7) Lotterie 24,300 Thlr., d. h. 550 Thlr. weniger als 1863. 8) See⸗ 
bandlungsinſtitut: Die Verwaltungskoſten im gl von 58,571 Thlr. 
werden aus den Fonds des Inſtituts beſtritten. 9) Münze 127,754 Thlr., 
d. b. 5560 Thlr. weniger als 1863. Summa 12,827,730 Thlr., d. b. 273,467 
Tolr. mehr als 1863. I. Miniſterium für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten: 10) Poſt⸗, Geſetzzammlungs⸗ und Zeitungs 
verwaltung 10,495,000 Thlr., d. b. 357,300 Thlr. mehr als 1863. 11) Te⸗ 
legraphenverwaltung 822,300 Thlr., d. b. 86,300 Thlr. mehr als 1863. 12) 
Porzellan⸗Manufaktur 131,600 Thlr. 13) Geſundbeitsgeſchirr⸗Manufaktur 
78,400 Tolr. Verwaltung für Berg⸗, Hütten» und Salinenweſen: Be: 
triebstoſten: 14) Bergwerke 5,712,938 Thlr., d. h. 170,847 Thlr. mehr als 
1863. 15) Hüttenwerke 2,497,768 Thlr., d.h. 43,609 Thlr. weniger als 1863. 
16) Salzwerke 825,004 Tolr., d. h. 60,485 Thlr. mehr als 1863. Verwal⸗ 
tungskoſten: 17) Miniſterialabtheilung für das Bergweſen 49,035 Thlr., 
d. b. 665 Thlr. mehr als 1863. 18) Oberbergämter: 272,836 Thlr. d. b. 
941 Tolr. weniger als 1863. 19) Sonſtige Ausgaben 117,501 Thlr., d. h. 
2859 Thlr. weniger als 1863. Summa 14—19: 9,505,082 Thlr., d. b. 
154,558 Thlr. mebr als 1863. Verwaltung der Eiſenbahnangelegenheiten. 
20) Niederſchleſiſch⸗märk. Bahn: 2,819,400 Thlr., d. h. 107,500 Thlr. mehr 
als 1863. 21) Verbindungsbahn in Berlin 59,300 Thlr., d. h. 9000 Thlr. 
mehr als 1863. 22) Oſtbahn: 2.767,500 Thlr., d. b. 178,300 Thlr. mehr 
as 1863. 23) Weitfäliiche Bahn 893,000 Thlr., d. h. 140,000 Thlr. mehr 
als 1863. 24) Saarbrücker Bahn 858,000 Thlr., d. b. 66,800 Thlr. weni⸗ 
niger als 1863. 25) Privat⸗ Bahnen, bei denen der Staat betheiligt iſt, 
2,628,839 Thlr., d. h. 518,585 Thlr. mehr als 1863 26) Centralverwal⸗ 
tung ꝛc. 98,650 Tolr., d. b. 338,704 Thlr. weniger als 1863, weil der Dis⸗ 
poſitionsfonds zu Bauten und zur Vermehrung der Betriebsmittel für die 
Eiſenbahnen wegfällt. (Außerdem im Etat der Staatsſchuldenverwaltung 
zur 8 und Tilgung der Eiſenbahnſchulden reſp. 3,676,858 Thlr. 
und 1.008,100 Thlr., auf. 4,684,958 Thlr.) Summa 20—26: (14,809,647 
Thlr.) 10,124,689 Thlr., d h. 547,881 Thlr. mehr als 1863. Summa II.: 
31,157,971 Thlr., d. h. 1,206,069 Thlr. mehr als 1863. Summa A. Be 


triebsausgaben: 43,985,701 Thlr., oder 1,479,536 Thlr. mehr als 1863. 


A. Dotationen: 27) Zuſchuß zur Reale des Kronfideikomnußfonds: 
500,000 Thlr. 28) Oeffentliche Schuld 15,606,850 Thlr., d. h. 385,384 Thlr. 
mehr als 1863. 29) und 30) Herren- und Abgeordnetenbaus 239,610 Thlr., 
d. h. 100 Tolr. mehr als 1863. Summa B.; 16,346,460 Thlr. d. h. 385,484 
Tblr. mehr als 1863. a 

B. Staats⸗Verwaltungs⸗Ausgaben: L Staatsminiſte⸗ 
rium: 31) Bureau des Staatsminiſteriums 77,200 Thlr., 50 Thlr. mehr 
als 1863. 32) Staatsarchive 20,900 Thlr. 33) Gen. Ordenskommiſſion 
112,100 Tölr., d. b. 85,000 Thlr. mebr als 1863. 34) Verwaltung des 
Staatsſchatzes (unter 31 nachgewieſen). 35) Geb. Civilkabinet 18,300 Thlr. 
36) Oberrechnungskammer 124,540 Thlr., d. h. 1250 Thlr. mehr als 1863. 
37) Sber⸗Examin. Kommiſſion 970 Thlr. 38) Disciplinarbof 1240 Thlr. 
39) Gerichtshof zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte 2350 Thlr. Sa. 1. 
357,600 Thlr. oder 80,240 Thlr. mebr als 1863. 1, Miniſterium der 
Auswärtigen Angelegenbeiten: 953,755 Thlr., d. h. 55,160 Thlr. 
mehr als 1863. Il Finanzminiſterium: 41) Central⸗Verwaltung 
186,150 Thlr., d. h. 700 Thlr. weniger als 1863. 42) Allg. Wittwen⸗Ver⸗ 
pflegungs⸗Anſtalt 701,600 Thlr., d. b. 13,870 Thlr. mehr als 1863. 43) 
Paſſiva der General⸗Staatskaſſe 592,366 Thlr., d. h. 4000 Thlr. mehr als 
1863. 44) Penſionen und Kompetenzen 2,350,313 Thlr., d. h. 33,316 Thlr. 
mehr, als 1863. 45) Oberpräſidien und Regierungen 1,851,770 Thlr., d. b. 
38,163 Thlr weniger als 1863. 46) Rentenbanken 147,850 Thlr., d. h. 6000 
Thlr. weniger als 1863. 47) Depoſitenkaſſe ſür Köln 1150 Thlr., d. h. 80 
Thlr. weniger als 1863. 48) Allgem. Fonds: 806,650 Thlr., d. h. 6650 
Thlr. mebr als 1863. Summa III. 6,637,849 Thlr., d. b. 12,893 Thlr. mehr 
als 1863. I. Minifterium für Handel, Gewerbe und öffent⸗ 
liche Arbeiten: 40) 6,543,612 Thlr., d. b. 749,155 Thlr. mehr als 1863 
(darunter 600,000 Tolr für Stromregalixungen und Hafenbauten). V. Ju⸗ 
aan stehn m; 50) 11,588,000 Thlr., d. h. 194,095 Thlr. mehr als 
1863. VI. Minister um bes Innern: 51) 5,576,101 Thlr., d. h. 
54,133 Thlc. mebrals 1863. Vl. Minifterium fitr landwirthſchaft⸗ 
liche Angelegenheiten: 52) Landwirthſchaftl. Verwaltung 1,329,774 
Thfr., d. b. 4023 Thlr. weniger als 1068 53) Geſtüt⸗Verwaltung 521,250 
Töblr., d. b. 6990 Thlr. mehr als 1863. Sa. VII. 1,851,024 Thlr., d. h. 2967 
Thlr. mehr 1863. VIII. Miniſterium der geiftlichen, Unkerrichts⸗ 
und Medicinalangelegenbeiten: 54) 4,137,525 Thlr., d. h. 81,660 
mehr als 1863. IX. Kriegsminiſterium: 55) 37,845,735 Tolr., d. h. 
491,733 Tölr. mehr als 1863. X. Marineminiſterium: 145,133 
Thlr., d. b. 14,970 Thlr. mehr als 1863. Summe C. der Staats⸗Verwal⸗ 
tungs-Ausgaben: 76,631,334 Thlr., d. b. 1,737,006 Thlr. mehr als 1868. 
Hobenzollernſche Lande: 231.143 Tblr., d. b. 1259 Thlr. mehr als 
1863. Summa der fortdauenrden Ausgaben: 137,194,638 Thlr., 


d. h. 3,603,282 Thlr. mehr als 1863, 


4 


„Einmalige und außerordentliche Ausgaben., I. Minifter 
rium der auswärtigen Angelegenheiten 10,000 Thlr. II. Fi⸗ 
nanzminiſterium 848,800 Thlr., d. b. 350,270 Thlr. mehr als 1868. 
(Darunter zweite Rate der Ablöſung des Scheldezolls 224,200 Thlr.) III. 
Handelsminiſterium 2.017.000 Thlr. d. b. 421,916 Thlr. weniger als 
1863. IV. Juſtizminiſterium 300,000 Thlr., d. h. 40,000 Thlr. mehr 
als 1863. V. Miniſterium des Innern 61,410 Thlr., d. h. 49,659 Thlr. 
weniger als 1863. VI. Landwirthſchaftl. Miniſteriu m 102,487 Thlr., 
d. h. 116,013 Thlr. weniger als 1863. VII. Unterrichtsminiſterium 
540,000 Thlr., d. h. 110,000 Thlr. mehr als 1853. VIII. Kriegsmini⸗ 
fterium 1,526,819 Thlr., d h. 414,871 Thlr. mehr als 1863. IX. Marine⸗ 
Miniſterſum 1,190,013 Thlr., d. h. 40,013 Thlr. mehr als 1863. 
Hobenzollernſche Lande 42,571 Thlr., d. h. 25,600 Thlr. mehr als 
1863. Summa der einmaligen und außerordentlichen Ausgaben: 6,639,100 
Thlr., d. b. 386 296 Thlr. mehr als 1863. e 1) Einnahmen: 
x . Tblr. 2) Ausgaben: 143,833,738 Thlr. Defieit: 2,500,000 

aler. 


f} * * 

Lokales und Provin;ielles. 

Poſen, 20. November. Schwurgericht. Am 16. November 
kam ein ebenſo ſeltenes, als wegen der Umſtände, unter denen es vollführt 
wurde, intereſſantes Verbrechen zur Verhandlung. Auf der Anklagebank 
ſaßen die Unteroffiziersfrau Joſepha Vierling geborene Doabinska⸗ 
die Hebamme Antonie Anders und die unverebelichte Julianna 
Nowak, ſämmtlich aus Schrimm, beſchuldigt, im Jahre 1863 zu 
Schrimm das von der unpexehelichten Nowak am 29. April ehusdem 
geborene Kind weiblichen Geſchlechts als ein von der verehelichten Vier⸗ 
lung in der Ehe mit dem Unteroffizier Auguſt Vierling gezeugtes und ge⸗ 
borenes Kind untergeſchoben zu haben. Die Angeklagte, Joſepha 128 
lebt mit ihrem jetzigen Ebemanne, dem Hautboiſten und Unteroffizier Auguſt 
Bierling, in dritter Ehe. Die Ehe iſt keine glückliche. Der Ehemann erlaubte 
ſich einer Frau gegenüber häufig Mißbandlungen und dieſe ſchrieb das ſchlechte 
Verhältniß bauptfachith dem Umſtande zu, daß der ſehnliche Wunſch ihres 
Mannes, die Ehe mit Kindern geſegnet zu ſehen, nicht in Erfüllung ging. 
Zu Anfang des Jahres 1863 füblte ſich die Vierling ſchwanger, will aber, 
und zwar in Folge von Mißbandlungen ihres Ehemannes, abortirt haben. 
Sie verſchwieg dieſen Umſtand aus Furcht ihrem Ehemanne und ließ nun⸗ 
mehr den Gedanken in ſich aufkommen, für die verlorene Hoffnung ſich Er: 
ſatz durch ein auderes Kind zu verſchaffen. Sal ant war die ihr von früher 
her bekannte unverebelichte Nowak zu jener Zeit mit Gartenarbeiten bei ihr 
beſchäftigt. Durch deren Mittheilung, daß ſie ſich ſchwanger fühle und in 
Sorgen darüber ſei, wie fie das zu gebärende Kind in ihrer Armuth ernah ⸗ 
ren werde, wurde die verehelichte Vierling in ihrem Vorhaben beſtärkt. Sie 
bot der Nowak an, das Kind, wenn es ein Madchen wäre, zu ſich zu neh⸗ 
men und es für ihr eigenes auszugeben, und erklärte dabei auch auf das Be⸗ 
ſtimmteſte, daf ſie ihrem Manne angeben werde, ſie hätte das Kind geboren. 
Die Nowak erklärte ſich mit Allem einverſtanden. e 

Am Buß⸗ und Bettag, den 29. April 1863, wurde die Vierling benach⸗ 
richtigt, daß bei der Nowak die Stunde der Geburt bevorſtehe. Sie begab 
ſich alsbald zu der Hebamme Antonie Anders und ſagte zu dieſer: „Hören 
ſie, Frau Anders, die Julianne Nowak ſoll jetz entbunden werden. Sie iſt 
ganz arm. Sie willen auch, daß mich mein Mann mißhandelt, weil ich keine 
Kinder babe. Könnten Sie es nicht ſo einrichten, daß, wenn die Nowak eine 


Tochter zur Welt bringt, ich dieſes Kind bekommen kann und es jo ausſieht, 


als wenn ich es bekommen hatte?“? 2 
Die Hebamme Anders erklärte, dieſem Wunſche nachkommen zu wollen, 
und das Kind der Vierling, ſobald es geboren, zu überbringen. 2 
Am Nachmittage brachte die Anders der Vierling die Nachricht, daß die 
Nowak ein Mädchen geboren habe und rieth ihr nunmehr an, ihrem Manne 
Glauben zu machen, daß Geburtswehen bei ihr eintreten könnten. Alsbald 


klagte die Vierling, ihrem Manne gegenüber, über Unwohlſein und die hin⸗⸗ 


zugekommene Anders theilte demſelben auf Befragen mit, daß die Geburt 
noch heute eintreten könne. 

egen 
Tages entbunden batte, empfing von ihr, die auch noch mit dem ganzen Plane 
einverſtanden war, das neugeborene Mädchen und trug daſſelbe, nachdem ſie 
der Nowak noch bedeutet, fie möchte Sagen, das Kind wäre geſtorben, im 


Uebrigen aber von der ganzen Sache ſchweigen und die hieſige Gegend ver: | 


laſſen, zu der Vierling. Dieſe mußte ſich gleich entkleiden und das Kind 
wurde neben ihr ins Bett gelegt. Als das Kind bald darauf ſchrie, und der 
Ehemann der Vierling, welcher in der N krank im Bett lag, dadurch 
ai mean Ur, rief die Anders ihm zu: Na, ſehen Sie, Herr Vierling, 
ihr Kind iſt da. 5 r 22 

Vierling glaubte feſt, daß das Kind von ſeiner Ehefrau geboren ſei, zu⸗ 
mal dieſe ibm ſagte: „Ich habe zum heiligen Antonius um ein Mädchen ge⸗ 
betet und er bat mich erhört, Demgemäß meldete er auch das Lind als von 
Bu Ehefrau geboren bei dem katholiſchen Geiftlihen in Schrimm zur 

aufe an. 

Die Vierling fühlte gleichwohl noch vor der Taufe Gewiſſensbiſſe, die 
Anders, zu welcher fie dies äußerte, wußte fie jedoch zu beſchwichtigen und 
1 11 e zu, nur ja das Kind auf ihren Namen taufen zu laſſen 
und ſtill zu ſein 5 j 

Es batten ſich inzwiſchen über das Kind Gerüchte verbreitet, welche auch 
dem Ehemanne Vierling zu Ohren gekommen, Er beruhigte ſich jedoch in 
die der wiederholten Verſicherungen ſeiner Ehefrau und ließ am 3. Juni 
die Taufe des Kindes als des von ihm mit feiner Ehefrau gezeugten vollzie⸗ 
hen. Das Kind iſt am 10. Auguſt wieder geſtorben. Die verehelichte 
Vierling und die Nowak haben die ihnen zur Laſt gelegten That in der Vor⸗ 
unterſuchung vollſtändig eingeſtanden, die Letztere das Geſtandniß jedoch in 
der mündlichen 1. ü den vor den Geſchworenen zurückgenommen und 
behauptet, daß fie in dem Glauben geweſen, die verehelichte Vierling wolle 
ihr Kind nur in Pflege zu ſich nehmen. Die Hebamme Anders hat jede 
ſtrafbare Betheiligung geleugnet, ſie will das Kind zwax zu der Vierling 

ebracht baben, aber weder von dem Plane einer Unterſchiebung noch von der 

Ausführung deſſelben etwas gewußt hahen. 5 175 

Obwohl nun die Anklage durch die Beweisaufnahme in Bezug auf die 
verebelichte Vierling und die Hebamme Anders ihre volle Beſtätigung fand, 
ſprachen die Geſchworenen gegen den Antrag der königl. Staatsanwaltſchaft 
das „Nichtſchuldig“ in Betreff fänımtlicher Angeklagten aus, was ihre ſofor⸗ 
tige Entlaſſung zur Folge hatte. i 

k Bu k, 10, Novbr. Berichtigung; toller Hund.] Im meinem 
Berichte vom 14. d. Nr. 268 iſt Zeile 11 ſtatt Sludro „Stiwno“ zu leſen. — 
Am 17. d. wurde in dem Wilkower Walde, / Meile von hier, von dem dort 
wohnenden Buchhalter Bretſch ein toller Hund erſchoſſen. Derſelbe kam 
von Wilkowo, ob aber Hunde gebiſſen worden ſind, iſt nicht ermittelt. 

I Bnin, 19, Novbr. [Trauer Andacht.) In der hieſigen katho⸗ 
liſchen Kirche fand heute Vormittag eine Trauerandacht für die im vergange⸗ 
nen Frühjahr d. J. in Polen gefallenenen zwei Gebrüder Schmidt, Sohne 
des Vorwerksbeſitzers Schmidt aus Radzewo unweit Bnin, ſtatt. Außer 6 
Britſchten reſp. Kutſchen mit auswärtigen Trauergäſten hatten ſich ſouſtdabei 
nur das katholiſche Lehrerperſonal, die täglichen Kirchengänger von hier und 
nächſter Umgegend und wie immer eine Menge Bettler betheiligt. 

* Kempen, 17. November. [Zuzügler.] Am 14. d. M. 
wurden hier 9 preußiſche Unterthanen eingebracht, welche von den Ruſſen 
ausgeliefert waren. Unter denſelben befand ſich ein Dr. Wartenberg, 
der hier mit 5 Genoſſen in Haft blieb, während 3 als an der Theilnahme 
am Aufſtande nicht ſchuldig jofort freigelaſſen wurden. In Polen haben 
ſie ſchon eine vierwöchentliche Haft zu beſtehen gehabt. 

i Neuſtadt b. P., 18. Novbr. [Feuer: Berichtigung; Mild⸗ 
thätigkeit; Ergänzung; Unglücksfall] Die Brände in bieſiger 
mittelbaren und unmittelbaren Umgegend mebren ſich immer mehr. Jh 
habe Ihnen wieder von einem am 15. d. Abends 9, Uhr ſtattgebabten Feuer 
im Dorfe Podarzewo bei Pinne zu berichten. In einem Wohnhauſe daſelbſt 
war eine Partie Torf in der Vorlage des Schornſteins aufgehäuft. Wahr⸗ 
ſcheinlich durch einen Funken, der aus dem Schornſtein fiel, entzündete ſich 
der Torf, welcher jedoch, da es am Tage war, bald bemerkt wurde. Der 
Torf wurde nächſtdem in den Hausflur gelegt, und da derſelbe unbedingt 
noch geglimmt haben muß, was man nicht bemerkt hatte, jo brach um 9 Uhr 
Abends die Flamme hervor und binnen kurzer Zeit lag das mit Stroh ge⸗ 
deckte Wohngebäude in Aſche. Da elligſt gan zur Stelle war, ſo konnte 
den 2 4 8 1 der größte Theil ihrer Mobilien gerettet werden. — Em 
Knecht, der ſich verwegen in das brennende Haus begab, un zu retten, konnte 


Abend ging die Anders zu der Nowak, welche fie im Laufe des | gemeit h ; 
hat für den 22. d. M. hier eine Sitzung angeſagt. 


| Verfammlung der ſchleswig-holſteinſchen Ständemitglieder habe in 
einem Hotel ſtattgeſunden. 


uur mit aller Notb und vermittelt eines Feuerbakens aus demſelben 4 
gen werden. Erbebliche Verletzungen hat verjelbe nicht davon getragener 
ei dieſer Gelegenbeit geſtatten Sie mir auch eine Berichtigung. In di 
Woche batte ich bei meiner Anweſenheit in Podarzewo Gelegenheit, mich ba, 

den bereits berichteten Anfall (vergl. Nr. 269 d. Ztg.) genau zu erkundige 
und erfuhr, daß der beſagte Kutſcher nicht angefallen wurde, ſondern I | 
derſelbe, da er auch nicht ganz nüchtern geweſen ſein ſoll, Händel gue fach 
und dafür mit derben Hieben belohnt worden ſei. — Wie ihnen bereit 
ber mitgetheilt, hat der frühere bielige Poſtexpediteur Präger, nachdem ner 
luchtig geworden, Hand an ſein Leben gelegt. Seine Frau und drei une, 
zogene Kinder find nun dem größten Elend ausgeſetzt. Um daſſelbe einige 
maßen zu lindern, haben es ſich einige achtbare Familien zur Aufgabe 10 
macht, nach Kraften für die Unglüdkiche zu ſorgen. — Auch für die di if 
Feuersbrunſt Verunglückten in Brodki gehen reiche Spenden ein, jedo 
die Noth noch ſehr groß, und Hülfe jebr von Nöthen. — Schließlich erg 
ich meinen Bericht in Nr. 269 d. Ztg., das Feuer in Wylezin bei Pinne gaht 
nicht bei Buk, wie irrthümlich angegeben) betreffend, daß auch ein 70 Ju 
alter Kuhbirt in den Flammen ſeinen Tod gefunden. — Im Begriff, mei . 
Bericht zu Schließen, erfahre ich noch von einem Unglücksfall, der ſich 9, 
ſtern früh in Schraplewo, eine Melle von hier, zugetragen. Ein Brennkn 
war in der Dampfbrennerei, während dieſelbe in Betrieb war, damit beſche 
tigt, einen Riemen auf das Kammrad zu legen; er kam dabei mit ſein 
Kleidern dem Nade zu nabe, wodurch er von demſelben ergriffen, mi 
ſchleppt und ihm beideſcüe gebrochen wurden. Der Verunglückte befindet! 
in ärztlicher Behandlung, gl 
. Schroda, 17. Novbr. [Raub; Unglücksfall; Repiſiong 
Unlängſt ſchickte der Probſt Brodzinsti aus Krerowo feinen Organisten u. er 
Schroda, um Geld von bier zu holen. Er erhob 42 Thlr. und nachdem 
hier gefrühſtückt hatte, begab er ſich auf den Rückweg. Er muß jedoch biet 
mit dem um den Leib geſchnallten Geldgurt Aufſehen erregt haben, del 
hinter Biezanow, in einem Hohlwege, wurde er von einem ſich ihm zugeſellen 
den Gefährten angeredet und um ein Taſchenmeſſer gebeten, um, wie ſich 5 
Fremde ausdrückte, Brod zu ſchneiden. Derſelbe fiel aber, ſobald er da 
Meſſer hatte, über den nichts Böſes abnenden Organiſten her, brachte ihn 
mit dem Meſſer viele Stiche und Wunden bei, warf ihn zur Erde und raubte 
ihm das Geld, Der Organiſt liegt ſchwer krank darnieder, Er iſt Fam 
lienvater. Die Spur des Thäters iſt bis jetzt noch nicht entdeckt. — In den 
Umgegend von Nowawies wurden von Bauern mehrere Gewehre aufgeut 
den. Einzſeenecht fand auch ein ſolches, und während er es mit einem Wir 
gleichzeitig beſah, entlud ſich das Gewehr und der Bauer wurde tödlich in die 
Bruſt getroffen. — In dieſen Tagen war hier ein Baubeamter aus Wreſ 
und der königliche Ober⸗Bauinſpektor Zoch aus Poſen, um den Bauplaz 
beſichtigen, welchen der Juſtiz⸗Fiskus von den hieſigen Sauer behn 
Errichtung eines neuen Gerichtsgebäudes erkauft hat. Der Neubau ſoll be, 
ſtimmt im Frübiahr 1864 beginnen. — Geſtern ſtarb der bekannte liger 
Rittergutsbeſitzer Alphons v. Bialkowski auf Pierzelewo plötzlich in ſeine 
beſten Lebensjahren. Er wird allgemein bedauert. — Der Öutsbefipern. aß 
auf C. ſtand in dem Verdachte, hundert Pelze für die Inſurgenten veridhall 
zu haben in der Aoficht, ſolche denſelben zuführen zu laſſen. In Folge einen 
diesfälligen Anzeige wurden ſeine Vorwerke revidirt, man fand jedoch 8 
Verdächtiges vor. Die Militär⸗Detachements beienten noch geſtern afl 1 
Dominfalgeböft in Brodow, deſſen Beſitzer der Hr. Graf Viktor v. Szoldrs! 


iſt. Die Reviſion war jedoch wie früher erfolglos. 1 


Redaktions Korreſpondenz. 5 5 
B— Grätz. Obgleich, wir keinen Grund haben, die Richtigkeit Jbrer 
Angaben zu bezweifeln, müſſen wir doch jetzt die Streitſache als abgeſchloſſen 


betrachten. 


Neueſtes. 7 

= 23 19. en Die er Zum des , 
ujes haben wegen trages in Schlesw lſteins e 

gemeinſame Kommiſſion . Der ans jene er 


r 


. .. 


Telegramm. 

Hamburg, 20. Mob. Geſtern Abend wurde hier eine Volks- 
berſammlung, aus Schleswig-Holſteinern und hieſigen Bewohnern be. 
ſlehend, in der Vorſtadt Sankt Panli wegen der bedrohlichen Nähe 
Altona's auf drei verſchiedenen Orten von der Polizei aufgelöl- 
Die Volksverfammlung zog ſich über die Alfter nach Uhlenholl 
zurück, erließ eine Adrefe an den Herzog von Auguftenburg und 
eine an den Herzog von Koburg- Gotha, den lehteren auffordern, 
ſich an die Spitze des deutſchen Volkes zu ſtellen. — Es heißt, DIE 


— u 


Ein geheimniß 
bat für die Erdenkinder ſtets einen beſonderen Reiz, es zu ergründen wird 
keine Mühe und Anſtrengung geſcheut. Dieſem Umſtande nur allein ha 
wir es zu danken, daß eine neue Erfindung zu Tage gefördert wurde, wel 
noch lange Zeit in der Nacht des Gebeimniſſes geſchlummert hätte. ir 
meinen den aus den koſtbarſten Vegetabilien gezogenen Kei des 
cheveuz, ein neuerfundenes Haarwuchsmittel, welches auf kahlen Steg 
len des Menſchenſchadels naturwüchſiges, eigenes Haar hervorbringt, um 
in der Wirklichkeit Alles bisher in dieſem Genre dageweſene übertrifft, denn 
unzäblige Atteſte von Aerzten, wie auch von Laien, find wohl Beweiſes genug, 
Daber jeder an Kabllöpfigkeit Leidende Veranlaſſung nehmen möge, ti 
bald wie möglich des Haarbalſams Esprit des here v0 
Hutter & Comp. in Berlin, Niederlage bei Mersinann Mol” 


gelin in Poſen, Bergſtraße 9, zu bedienen. u 


Angekommene Fremde, 
Vom 20. November. 

OEHMIG’S HOTEL DE FRANCE. Die Yıtterautöbefiger Krieger aus CHE 
und Baron v. Knorr aus Gutowy, Frau Rechtsanwalt v. Tuch, 
ska aus Schroda, die Gutsbeſitzer v. Grabski aus Ruſiborz und! 
ligorski aus Roſtworowo, Kaufm. Ifrael aus Pinne. 

STERN’S HOTEL DE LEURO FE. Nittergutsbejiger Graf Grabowski aus 
Radownitz, Gutspächter Krieger aus Liegnitz, die Kaufleute Wichting 
ar 1 5 a. M. und Paſchert aus Slupce, Kantor Roſenau aus 
Mur. Goslin. 

MYLIUS’ HOTEL DE DRESDE. Die Kaufleute Hartmann, Niemy, Scher 
und Buſſe aus Berlin, Meisler aus Frankfurt a. M., Dürre an 
„Kottwitz und Meyer aus Chemnitz. * 

BUSCH'S HOTEL DE KOME. Die Kaufleute Hermſtedt und Nathuſius aus 
Berlin, Heinrich aus Breslau, Brix aus Bielefeld, Yanichih alt 

erford, Fiſcher aus Hamburg, Nöhmfcheid aus Harburg, Loebe 
und Gampel aus Dresden, die Gutsbejiger Graßmann aus Karl“ 
Avius aus Guglo, Jouanne aus Malinie und Walz nebſt Frau au 


ora. f 
HOTEL DU NORD. Die Gutsbeſitzer v. Radonski aus Zegocin, v. Bios 
ſdewski aus Przeclaw, Szubert nebit Frau aus Großdorff, v. Mee 
gensfi aus Jeziorki, Wendorff aus Pruſiec und Frau v. Buchows Mi 
aus Pomarzanki, Fräulein Yomann, Fräulein Najewiez und I 
Pongowefa aus Ronin, Wirthſchafts⸗Inſpekt. Zippert aus Zakrzewo⸗ 
Probſt Michalski aus Ludowo, Kaufm. & 25 aus Jarocin, 8 
DE BERLIN. Die Kaufleute Leſſer aus Brothrode, Salleger aus 
Breslau und Stingy aus Berlin, Nittergutsbeſitzer Nickelmann db, 
ya 1 5 0 us Gneſen, Probſt Krygier aus 
owo, Gutsbeſitzer Scheller aus Maniewo. 440. 
SCHWARZER ADLER. Baumeister Lange aus Schrimm, die Nitergutabeh 
p. Brzesht nebſt Frau aus Jabltowo, v. Boklatech aus Pieramsli 

Frau Szoldrzynska aus Golino. (Beilage. 
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